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Vorwort

Vor nunmehr 35 Jahren, am Ende meines Studiums zum Sozialarbeiter, er-
fuhr ich von den Bestrebungen der Stadtteilarbeit, den Nachbarschaftshei-
men und der Community-Development-Arbeit, die damals aus den USA zu
uns gebracht wurden. Ich war seinerzeit davon überzeugt, daß sich diese
Gedanken auch bei uns ausweiten und sich die einzelnen, unterschiedlichen
Initiativen bald vernetzen würden. 

Doch die Praxis war leider anders: 
Ich erfuhr im örtlichen Jugendamt, daß das Haus der Jugend am Vormittag,
wenn die Kinder und Jugendlichen nicht kamen, geschlossen blieb und daß
es keine Möglichkeit gab, es auch nur im Winter für frierende ältere Men-
schen zu öffnen. Ein Zentrum, das mit Jugendmitteln gefördert wurde, durf-
te nicht von den anderen Generation „zweckentfremdet“ genutzt werden.

Auch in meiner späteren Arbeit mit Landesjugendplan und Bundesjugend-
plan erlebte ich das „Schubladendenken“ bei Zuwendungsgebern und -neh-
mern. Erst im Laufe der letzten Jahre öffneten sich die Experten etwas für die
Zusammenarbeit von Schule und außerschulischer Jugendarbeit, von Ju-
gendbildung und Erwachsenenbildung, von Jugendhilfe und Polizei etc. und
durch eine mehr systemische Arbeit.

Nicht zuletzt durch die sich verringernden öffentlichen Mittel, die einer pro-
grammübergreifenden Zusammenarbeit oft im Wege standen, wachsen jetzt
Einsicht und Chancen für die Vernetzung von Angeboten im Stadtteil. 

In vielen 0rten entstanden zu Beginn der 90er Jahre informelle Arbeitskreise,
die die traditionellen Verbände und Einrichtungen mit spontanen und oft
zeitlich begrenzten Bürgerinitiativen zusammenbrachten. 

Fast alle berichteten, daß nach der anfänglichen mühsamen Zusammenar-
beit bei einer gemeinsamen Aktion Euphorie auftrat, die dann jedoch bald
von Koordinierungs- und Finanzproblemen abgelöst wurde. Die individuel-
len Interessen setzten sich doch wieder durch und ließen ein langfristiges
„Wir-Gefühl“ nicht zum Durchbruch kommen.

Aber es gibt auch zahlreiche positive Beispiele in Deutschland und erst recht
im westlichen Ausland. Experimente, die gelungen sind, zeigen, wie man
den gesamten Bezirk, ob es nun ein Stadtteil, eine Stadt oder eine Region ist,
verantwortlich machen kann für die Vorbeugung oder für die Sicherstellung
von positiven Angeboten als Ersatz für die häufige Eigendynamik der negati-
ven Kräfte.

Wenn wir über Qualitätssicherung durch Zusammenarbeit sprechen, sollten
wir uns nicht lange beim Austausch von Selbstverständlichkeiten aufhalten. Es
geht darum, wie der Transfer von Erfahrungen zur langfristigen Arbeit mög-
lich ist und wie wir Hindernisse vorzeitig erkennen und beseitigen können.

Wennemar Scherrer
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Dabei stellen sich mir einige Fragen:

❒ Welche Schwachstellen haben sich im Laufe der Entwicklung bei Ihrer
Arbeit eingestellt, und wie haben Sie sie überwunden?

❒ Haben Sie ein „Frühwarnsystem“, eine Art Controlling, zur Steuerung,
damit Probleme, die Sie in der Vergangenheit hatten, nicht mehr auf-
treten?

❒ Was tun Sie, um den Ehrenamtlichen die Chance zum verantwortlichen
Engagement zu geben, und was veranlassen Sie zu deren Qualifizie-
rung?

❒ Wie haben Sie die Veranwortlichen in Politik und Verwaltung über Par-
teigrenzen hinweg eingebunden und 
– last but not least –

❒ wie schaffen Sie es, das „Wir-Bewußtsein“ über eine lange Arbeitspha-
se zu erhalten?

Diese Publikation soll einige Antworten bereits geben; andere folgen hof-
fentlich aus der Diskussion.

Wennemar Scherrer
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Patentrezept Vernetzung?
Zwischen Sparzwängen und Qualitätsansprüchen

Hans Langnickel

I. Bestandsaufnahme: Vernetzung – Kooperation – Qualität

In einer ersten Annäherung an den thematischen Zusammenhang „Vernet-
zung – Qualität“ lohnt ein Blick in das Fachlexikon der sozialen Arbeit des
Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge. Dort findet man un-
ter dem Stichwort „Kooperation/Kooperationsformen“ – ein Stichwort „Ver-
netzung“ gibt es nicht – u.a. folgende Eintragung: 

„Soziale Arbeit fordert planmäßige Zusammenarbeit zur Erzielung umfas-
sender Problemlösungen und ressortübergreifender sozialer Planung. Ko-
operation wird in verschiedenen Formen organisiert und findet informell
statt.
Sie hat einen ökonomischen und einen strukturändernden Aspekt ... Koope-
ration ist kein Ersatz für unzweckmäßige Organisation.“

Und weiter: „Der besondere Bedarf der sozialen Arbeit an Zusammenarbeit,
Abstimmung, Verzahnung und Vernetzung hat seine Ursachen insbesondere
in der Komplexität der Notlagen, in der historisch gewachsenen Vielfalt von
Trägern, Wertorientierungen und Arbeitsformen, im  Nachrang der Sozialhil-
fe und der Jugendhilfe, in Einmischungsstrategien, im Selbstverständnis von
Partizipation und Demokratisierung, in der Lebensweltorientierung.“ (Deut-
scher Verein für öffentliche und private Fürsorge, 1993)

Hier ist gewissermaßen alles aufgeführt, was die moderne Fachsprache im
Zusammenhang mit dem Thema Kooperation und Vernetzung zu bieten hat.
Und ganz zeitgemäß wird auch der ökonomische Aspekt bei der Entwicklung
von Kooperationen als relevant erwähnt.

Man wird heute kaum ein Arbeitsfeld der Sozialarbeit oder Sozialpädagogik
finden, in dem die Träger und deren Mitarbeiter nicht für sich in Anspruch
nehmen, koordinierend tätig zu sein und kooperativ bzw. in vernetzten
Strukturen zu arbeiten.

Auch der Gesetzgeber selber hat in verschiedenen Gesetzen den öffentlichen
und freien Trägern sozialer Arbeit Verpflichtungen zur Zusammenarbeit auf-
erlegt. So sollen die öffentlichen Leistungsträger in der Zusammenarbeit mit
freien Einrichtungen und Organisationen darauf hinwirken, daß sich ihre
Tätigkeiten wirksam ergänzen (§ 17 SGB I). Das SGB X widmet der Zusam-
menarbeit der Leistungsträger ein besonderes Kapitel, § 86 SGB X enthält ein
grundlegendes Kooperationsgebot. (Ebda.)

BSHG und KJHG konkretisieren die allgemeine Kooperationsverpflichtung
dann noch in zahlreichen Einzelregelungen. Erwähnt werden: Betroffenen-
beteiligung, Zusammenarbeit öffentlicher und freier Träger, Zusammenar-
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beit von Fachkräften, Zusammenarbeit mit anderen Stellen - und im Jugend-
hilfeausschuß sollen Vertreter verschiedener Institutionen und gesellschaftli-
chen Kräfte mit dem Ziel einer lebendigen Jugendhilfe zusammenwirken.

Was allgemein für Rechtsnormen gilt, trifft allerdings auch hier zu: 
Wie Kooperation, Koordination oder Vernetzung konkret aussehen, ist weit-
gehend der Praxis selbst überlassen. Das Gesetz legt keine genauen Koope-
rations-, Koordinations- oder gar Vernetzungsstandards fest.  Auch ist nicht
geregelt, wer faktisch für die Gestaltung oder das Management von Koope-
rationsbeziehungen die Verantwortung trägt.

Wenn man Rechtsnormen und die guten Absichten aller Beteiligten, mitein-
ander zu kooperieren, beiseite läßt, überrascht es dann auch nicht, daß in
der sozialen Praxis selber im großen und ganzen ein oft recht bescheidenes
Niveau an Kooperation und Vernetzung vorzufinden ist.  Zum Alltag der So-
zialarbeit und Sozialpädagogik gehören nicht nur eine Vielzahl und Vielfalt
sehr gelungener Kooperationen zwischen unterschiedlichsten Trägern - et-
wa, um nur wenige Bereiche zu benennen, zwischen Jugendhilfe und Schu-
le, im Bereich der Suchtprävention, im Rahmen von Aktionsgemeinschaften
gegen Gewalt, seit Jahrzehnten in der GWA und Stadtteilarbeit -, sondern
auch viel Berührungsangst, Abgrenzung, Mißtrauen, Aneinandervorbei-
arbeiten, ja sogar Gegeneinanderarbeiten. Dies gilt im übrigen nicht nur für
die Kooperation zwischen Trägern und Organisationen und deren Mitarbei-
tern, sondern manchmal sogar für die Zusammenarbeit verschiedener Abtei-
lungen beim gleichen Träger.

Damit verbunden ist eine ungeheure Verschwendung von Ressourcen, ver-
tane Hilfsmöglichkeiten und Lebenschancen für Klienten, Bewohner, Kinder,
Jugendliche.

Für diesen eher unbefriedigenden Zustand gibt es eine Reihe Erklärungen:
Die starke Abgrenzung verschiedener Träger voneinander ist objektiv in der
Trägerpluralität selber begründet. Als spiegelbildliche Entsprechung zur Trä-
gerpluralität wird auf seiten der Hilfeempfänger deren – allerdings begrenz-
tes – Wahlrecht geltend gemacht.

Fehlende oder mangelnde Kooperation findet oft aber eine ganz einfache Er-
klärung im fehlenden Know-how in bezug auf das Management von Bezie-
hungen, die die eigenen Organisationsgrenzen überschreiten. Ohne Über-
treibung kann man hier zuweilen von einem regelrechten Kooperationsdi-
lettantismus sprechen. Jeder, der in diesem Feld tätig ist, kann neben vielen
positiven Erfahrungen von  unzähligen frustrierenden, ergebnislosen Sitzun-
gen berichten, die einem die Lust auf Kooperation mit anderen Trägern
gründlich ein für allemal verdorben haben, von unklaren Vereinbarungen
über das, worum es eigentlich gemeinsam geht, und vielfältigen nie aufge-
arbeiteten persönlichen Konflikten, die jede weitere Kooperation unmöglich
gemacht haben.
Und dann gibt es Kooperationen und Vernetzungen, die eines Tages einfach
so einschlafen – aus nie hinterfragten und nie besprochenen Gründen. Of-
fensichtlich vermißt sie auch niemand mehr.
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Qualität

Ähnlich, was die Kombination von großen Worten und eher doch beschei-
denen Taten angeht, verhält es sich im Prinzip in vielen Bereichen sozialer Ar-
beit auch mit dem Thema Qualität.

Klienten- und Betroffenenorientierung gehören seit Jahren oder Jahrzehnten
zum selbstverständlichen „Standard“-Anspruch der Sozialarbeit und 
-pädagogik. Auch hier gilt: Dieser Standard ist bisher nirgends definiert. Es
stimmt sicher, daß es Qualitätsdiskussionen schon gab, bevor die Fachdis-
kussion ISOfiziert wurde. Man kann z.B. nicht „so einfach“ öffentliche Mittel
erfolgversprechend beantragen, sondern dem muß zumindest zunächst die
Anerkennung als Jugendhilfeträger vorausgehen. Auch die Spitzenverbände
nehmen nicht mehr jeden Antragsteller in ihren Reihen auf. Bei der Mittel-
vergabe gibt es förmliche Bewilligungsvoraussetzungen und am Ende dann
rechnerische und sächliche Verwendungsnachweise, und es gibt schließlich
die Heimaufsicht etc.
All diese Aspekte haben irgendwie und irgendwo sicher etwas mit Qualität
zu tun, aber wenig mit durchgehender Qualitätssicherung, einem konzep-
tionell begründeten Qualitätsmanagement oder gar einer  bewußt gepfleg-
ten Qualitätskultur. So entspricht die Anerkennung als Jugendhilfeträger in
etwa der bestandenen Fahrprüfung, die traditionelle Heimaufsicht, dies be-
ginnt sich allerdings deutlich zu ändern, der Funktion der Flensburger Kar-
tei: Wer Mindeststandards nicht mehr einhält, wird aus dem Verkehr gezo-
gen oder analog: Ihm  wird die Betriebserlaubnis entzogen.
Die Festlegung und Einhaltung von festgelegten Mindeststandards ist zwar
unverzichtbar, um die sprichwörtlichen schwarzen Schafe herauszufiltern,
nur ist Qualitätsmanagement natürlich etwas anderes.

Tatsächliche Qualitätsgarantie und Qualitätssorge allerdings waren in den
meisten Arbeitsfeldern sozialer Arbeit bislang eher ein bescheidenes Thema.

Wolkige Konzeptionen, äußerst zweifelhafte (man kann auch stärkere Worte
benutzen) Projekt- oder Tätigkeitsberichte, ein bislang reichlich großzügiger
Umgang mit fachlicher Evaluation – all das ist nach meiner Meinung zu
Recht endlich auch ein ernstes Thema der Fachdiskussion. Hierfür braucht
man die ISO-Normen gar nicht erst zu entdecken. Und was Klienten- und
Kundenorientierung angeht, die ja eigentlich den Kern der Qualität auch von
personenbezogenen sozialen Dienstleistungen ausmachen: Da beginnt die
Einlösung des Qualitätsversprechens zumeist schon beim Problem der Öff-
nungszeiten (nach wessen Interessen richten sie sich?), und die Reihe der
notwendigen Diskussionspunkte reicht bis zur Frage, wie denn Kunden oder
Klienten mitbeteiligt werden an Planungsvorhaben und Programmerstellun-
gen. Wo und wie oft führt die Beschwerde oder auch nur kritische Anmer-
kung eines Klienten zur Überprüfung, Korrektur oder gar Veränderung der
eigenen Arbeitsweise bei Trägern und Mitarbeitern?

Wie lassen sich nun die Themen Vernetzung und Qualität zusammenbringen
– und das Ganze unter dem Aspekt der aktuellen Finanz- und Spardiskussi-
on?
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II. Netzwerke und Netzwerkqualität –
Bedingungen eines erfolgreichen Managements      
interorganisatorischer Beziehungen

Was sind Netzwerke bzw. Netzwerkorganisationen?

Netzwerke, und ich gehe bewußt zunächst hier vom Grundsätzlichen aus,
bestehen in der Verknüpfung an sich selbständiger organisatorischer Einhei-
ten zu einem eigenständigen neuen Ganzen, zu einer neuen organisatori-
schen Einheit mit eigenen Strukturen und einer neuen, eigenen Kultur. (Sy-
dow, 1992, 1995; Backhaus/Meyer, 1993)

Das Spektrum möglicher Organisationsformen im Zusammenhang mit ver-
netzten Strukturen ist breit und reicht von informellen Netzwerken – spora-
dischen Absprachen zwischen Einzelpersonen – bis zur förmlichen Dauerko-
operation zwischen mehreren Trägern, die schließlich  in einer eigenen
Rechtsform Ausdruck finden kann.

Das bereits erwähnte Fachlexikon der sozialen Arbeit erwähnt unter dem Be-
griff Kooperation vor allem Arbeitsgruppen, Konferenzsysteme – und zählt
hier insbesondere Fachkonferenzen, Mitarbeiterkonferenzen, Stadtteilkonfe-
renzen (gemeinwesenorientierte Abstimmung, Planung) und überregionale
Konferenzen auf.

Auf einer ganz allgemeinen Ebene lassen sich Netzwerke systematisch nach
folgenden Kriterien voneinander unterscheiden, wobei diese Unterscheidun-
gen für das Management von Netzwerksbeziehungen von großer Bedeu-
tung sind:

1. Nach dem Zeitraum der Vernetzung: kurzfristige oder auf längere Dau-
er angelegte Kooperationen.

2. Nach ihrem Formalisierungsgrad: Das Spektrum reicht von zufälligen
losen Netzwerken (mit offenen Mitgliedschaften) bis hin zu streng for-
malisierten bzw. institutionalisierten  Strukturen.

3. Nach dem Umfang der Kooperation: Die Kooperation kann ausdrück-
lich auf ein Thema oder Projekt begrenzt oder von grundsätzlicher Art
sein.

4. Nach dem Raum der Vernetzung: lokal, regional, bundesweit, auch als
mobile Ebene der Vernetzung (etwa im Bereich der Drogenprävention)
und heute sogar sogar virtuell, z.B. zwischen Jugendhilfeträgern per In-
ternet mit einer ganz neuen Vernetzungskultur.

5. Unterscheiden kann man schließlich eine horizontale, vertikale und so-
gar diagonale Vernetzung:  Horizontal etwa zwischen verschiedenen
Kindertagesstätten in einem Stadtteil, vertikal z.B. zwischen stationären
und ambulanten Einrichtungen, diagonal über „Branchengrenzen“
hinweg etwa zwischen sozialen und kulturellen Organisationen. 
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6. Schließlich können noch zwei  Vernetzungstypen in Hinblick auf Art
und Größe der Partner voneinander unterschieden werden:

Da sind zum einen solche Netzwerke, in denen eine größere Anzahl gleich-
berechtigter Organisationen zusammengeschlossen sind. Sie zeigen oft eine
umständliche Abstimmungskultur, komplizierte und zeitaufwendige Zielfin-
dungs- und Entscheidungsprozesse. Die Schwierigkeiten zeigen sich oft in
Geschäftsführungsfragen. Auf der anderen Seite sind da die Netzwerke, die
unter der Führung  einer zumeist großen Organisation (etwa der Kommune
als öffentlich-rechtlicher Träger) stehen, und diese Organisation hat dann oft
auch die strategische Führung in dem Sinne, daß sie die zentralen Aufgaben
und Themen der Arbeit definiert, die Strategie sowie Art und Form der Be-
ziehung untereinander festlegt. (Backhaus/Meyer, 1993)

Netzwerke können insofern ausgesprochen verschieden strukturiert sein.
Von Vernetzung kann man jedenfalls immer dann sprechen, wenn irgendei-
ne Art interorganisatorischer Beziehung besteht, die ein Mindestmaß an ei-
gener Organisiertheit oder Dauer aufweist. Diese Beziehung muß im Prinzip
nicht immer aktiviert sein. Auch als latente Beziehung sollte sie aber immer
eine kurzfristige Aktivierung, beispielsweise zur Realisierung einer organisa-
tionsübergreifenden Aktion (im Stadtteil) oder eines Projekts ermöglichen. 

Netzwerkorganisationen, also Organisationen, die bereit sind, in einem
Netzwerk mit anderen Organisationen zu kooperieren, öffnen die Grenzen
der eigenen Organisation nach außen, und damit sind grundlegende Fragen
und Schwierigkeiten verbunden. Denn dadurch entwickelt sich eine Zwi-
schenform zwischen der normalen  und weitergehenden Arbeit in der eige-
nen Organisation –  Organisationen verfolgen weiter die eigenen „egoisti-
schen“ Trägerinteressen (sonst könnte man sich ja ganz auflösen und ge-
meinsam einen neuen Träger gründen) – und einer Kooperation mit ande-
ren Organisation unter zumindest teilweiser Aufgabe der eigenen Ziele. Es
kommt zum Phänomen der „verwischten Grenzen“, externe Kunden bzw.
Mitarbeiter werden durch Kooperation gewissermaßen zu internen Kunden
oder Mitarbeitern. (Sydow, 1992, 1995)

Worin liegt bei der Vernetzung mehrerer Organisationen der Kern der Ma-
nagement-Herausforderung?

Hier können zwei Dinge herausgestellt werden:

Das Management von Netzwerken ist deshalb so schwierig, weil mit ihm 

❒ zum einen die Veränderung der internen Organisationsstrukturen  je-
der der beteiligten Organisationen verbunden ist; und weil

❒ zum anderen im Rahmen eines gelungenen Netzwerkmanagements
die struktur- und kulturbedingten Differenzen zwischen den verschie-
denen Trägern bzw. Beteiligten nicht nur unter einen Hut, sondern
auch von der Art der zu entwickelnden Kooperation in eine klare und
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verbindliche gemeinsame, eigene Struktur, Strategie und Kultur ge-
formt werden müssen. 

Man denke, um die hier angesprochene Problematik deutlich zu machen,
nur an die strukturellen Unterschiede zwischen kommunalen Behörden (mit
ihrer hierarchischen Aufbau- und Ablaufstruktur und den entsprechenden
Entscheidungswegen) und kleinen Initiativen in der Rechtsform des Vereins,
die nun miteinander eine befriedigende langfristige Kooperation entwickeln
wollen.

Oder man denke auch nur an die vielfältigen strukturellen und kulturellen
Unterschiede zwischen den vielen freien Trägern selbst:  Ein organisationsü-
bergreifendes Netzwerkmanagement muß hier – in der Sprache der ISO-
Norm – eine passendes Organisationsdesign schaffen, das diese Unterschie-
de in Struktur und Kultur der vernetzten Organisationen passend macht. Die
neu entstehende Netzwerkstruktur muß strukturell und kulturell stimmig
sein, sonst kann Kooperation niemals funktionieren. (Vgl. Meckl, 1996.)

Die Gründe dafür, daß Kooperationen scheitern, liegen – neben ganz einfa-
chen persönlichen Dingen – zumeist in der Schwierigkeit, die mit der pro-
fessionellen Lösung der hier zu bewältigenden Aufgabe verbunden ist.

Anders ausgedrückt kann man auch sagen, daß die große Schwierigkeit
beim Aufbau interorganisatorischer Beziehungen darin besteht, die „Ent-
grenzung“ jeder einzelnen der beteiligten Organisationen, die tendenzielle
Auflösung ihrer Organisationsgrenzen, durch eine neue, tragfähige Struktur
aufzufangen. Mit dem Aufbau interorganisatorischer Beziehungen dehnen
sich die Anforderungen an die Organisation der Arbeit, die bislang nur auf
die jeweils eigene Organisation begrenzt waren, für jede der beteiligten Or-
ganisationen über die eigenen Organisationsgrenzen hinaus auf alle im Rah-
men des entstehenden Organisationsnetzwerks miteinander verbundenen
Organisationen aus. 

Wovon hängt der Erfolg beim Management  interorganisatorischer
Beziehungen konkret ab? 

Folgende Erfolgsfaktoren sind entscheidend (vgl. auch Badorocca,
1991; Bronder, 1993; Nölke, 1992): 

❒ Die Festlegung der Kooperationsziele; klare strategische Vorstel-
lungen der Führungskräfte der beteiligten Organisationen.

❒ Die Festlegung der Kooperationspartner bzw. die gezielte Part-
nersuche, denn nicht alle theoretisch möglichen Partner sind für
Kooperationen gleich geeignet: Die Partner müssen passen. (Vie-
le Organisationen kooperieren im übrigen gleichzeitig in ver-
schiedenen Netzwerken mit ganz unterschiedlichen Partnern).
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Bei der Entwicklung „guter Beziehungen“ zu anderen Trägern gehört  politi-
sches und gewissermaßen „diplomatisches oder Verhandlungs- und Koope-
rationsgeschick“ als Kernmerkmal zur hier angesprochenen  „organisations-
grenzüberschreitenden“ Kommunikationskompetenz. Das Ausbalancieren
verschiedenster, sich zudem oft verändernder und sich widersprechender In-
teressen im Netzwerk, das Umgehen mit widersprüchlichen Loyalitätsanfor-
derungen und die Schaffung einer Vertrauensbasis zwischen verschiedenen
Trägern stellen sehr hohe Anforderungen an die Qualifikation der Mitarbei-
ter, die in solchen Strukturen arbeiten. 

Damit steht das Management interorganisatorischer Beziehungen vor ganz
besonderen Aufgaben: Die Verantwortlichen müssen den Verlauf der Orga-
nisationsgrenzen definieren und organisieren, sie müssen entscheiden, wel-
che Aktivitäten mit welchen Partnern durchgeführt werden und welche
Struktur diese Partnerschaft bzw. Kooperation annehmen soll. (Badorocca,
1991)

Entscheidend ist immer, daß ein organisatorisches Netzwerk grundsätzlich
wie eine eigenständige „Organisationsgründung“  konzipiert wird. D.h., sie

❒ Die Festlegung der jeweiligen Kooperationsbereiche oder -felder.

❒ Die eindeutige Festlegung der Kooperationsform und -struktur.
Es gibt unendlich viele Möglichkeiten, Kooperationen zu struktu-
rieren. Immer aber muß die jeweilige Organisationsform verbind-
lich geregelt werden – mit z.B. dem gleichen Anspruch an Struk-
turqualität wie für die Strukturqualität jeder einzelnen Organisati-
on.

Interorganisatorische Netzwerke müssen geführt werden wie eine
eigenständige Organisation. 

Zu den weiteren Bedingungsfaktoren erfolgreicher Netzwerksar-
beit zähle ich:

❒ Die Bereitschaft, die eigenen interorganisatorischen Informations-
systeme zur Verfügung zu stellen.

❒ Die Bereitschaft, sich damit abzufinden, daß Erfolge nicht mehr
nur der eigenen Organisation zugeschrieben werden, sondern al-
len am Kooperationsverbund Beteiligten.

❒ Von einer ganz zentralen Bedeutung für eine erfolgreiche Vernet-
zung sind schließlich die sogenannten grenzüberschreitenden
Rollen, auf die auch Wendt (1991) im Zusammenhang mit den
Bedingungsfaktoren eines erfolgreichen case management ver-
weist, das ja viele Überschneidungsbereiche mit dem Manage-
ment von Netzwerken aufweist, so wie es hier beschrieben wird.
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muß über einen klaren Aufgabenbereich verfügen, spezifische Ziele, eigene
Ressourcen  und einen Zeitplan für die Umsetzung der Ziele haben.

Dabei hängt die Frage, in wieweit solche Kooperationen erfolgreich sein
werden, schließlich weitgehend davon ab, wie offen und ehrlich die Kom-
munikation zwischen den Partnern abläuft. Denn Vertrauen läßt sich nicht
durch bürokratische Verfahrensregeln ersetzen.

Die Entwicklung von Netzwerkorganisationen und das Management von
Netzwerken stellt im übrigen eine große und neue Herausforderung für die
bisher auf die Untersuchung oder das Management einer Einzelorganisation
(Institution/Einrichtung) konzentrierte Managementlehre dar. (Bailey/Mc
Nally Koney, 1996)

III.  Die Chancen des Netzwerksmanagements für die Qualität 
sozialer Dienstleistungen

In gut strukturierten Netzwerken stecken enorme Möglichkeiten. Entspre-
chend vielfältig sind die Gründe für die Entwicklung von Kooperationen und
Netzwerken. (Bronder, 1993)

1. An erster Stelle steht der fachlicher Kompetenzgewinn jeder organisati-
onsübergreifenden Kooperation. 

Das Konzept der Synergieeffekte ist ja nichts Neues. Es besagt, daß bei
der Kombination zweier verschiedener Fähigkeiten mehr herauskommt
als bei deren Addition. Dieses Prinzip wird im Rahmen der Vernetzung sy-
stematisch genutzt.

2. Durch Kooperation und Vernetzung können vielfältige wirtschaftliche
Nutzenpotentiale entdeckt, entwickelt und multipliziert werden, die
Einzelträgern (insbesondere kleinen Trägern) verschlossen bleiben: Die
gemeinsame und neuartige Nutzung von Ressourcen – und damit im
wirtschaftlichen Sinne die Nutzung von Kostenvorteilen – reicht von
der gemeinsamen Nutzung von Fahrzeugen bis zur gemeinsam in Auf-
trag gegebenen Markt- oder Bedarfsforschung. Hier gibt es immense
ökonomische Optimierungspotentiale: 

– bei der Beschaffung von Materialien (nach dem Prinzip: Im Dutzend
billiger),

– bei der Werbung und der Organisation der Programmverteilung,

– bei der Nutzung von Materialien, Gebäuden und Räumen (vor allem
in den Zeiten, in denen sie leerstehen bzw. vermeintlich nicht ge-
braucht werden). Voraussetzung bei einer solchen Kooperation al-
lerdings ist, daß der eigene Hausmeister mit dem Schlüssel da ist,
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wenn die Räume nach Kooperationsabsprache von einem anderen
Träger genutzt werden.

– bei der Kooperation im personellen Bereich (hauptamtlich und eh-
renamtlich). 

– etc. 

Die Möglichkeiten sind so vielgestaltig wie die in der Praxis anzutref-
fenden Organisationen. Outsourcing allerdings als Instrument der be-
triebswirtschaftlichen Optimierung ist im Bereich der offenen Jugend-
hilfe sicher nicht in einem solchen Umfang anzuwenden wie etwa im
Krankenhaus- und Altenheimbereich (wo es zumeist um die Auslage-
rung der Küche und der Wäscherei geht), doch gibt es andere und
weitaus mehr Möglichkeiten der wirtschaftlichen Optimierung von
Ressourcen als bisher vielfach wahrgenommen.

3.  Schließlich bieten Netzwerke den Rahmen, Hilfeangebote aufeinander
abzustimmen und so miteinander zu verzahnen, daß für die Hilfesu-
chenden/Betroffenen eine optimales Gesamthilfesystem zur Verfügung
steht. Dies gehört auch zum Kern des traditionellen Kooperationsver-
ständnisses.
Damit ist aber gleichzeitig auch der Bereich angesprochen, um den es
im Rahmen der aktuellen Spardiskussion geht: Vermeintliche oder
tatsächliche „Überversorgung und Doppelbetreuung“ und Einsparpo-
tentiale, wie sie von den öffentlichen Zuschußgebern angepeilt wer-
den. Vereinfacht gesprochen lautet die Frage: Auf welche Angebote, Ar-
beitsfelder oder auch ganze Einrichtungen kann unter Sparzwängen
mit oder ohne Risiko für die Qualität der Gesamtversorgung verzichtet
werden?  Oder stehen gewachsene Angebote grundsätzlich in einem
solchen organischen Zusammenhang miteinander, daß das Heraus-
schneiden eines Gliedes aus der „Versorgungskette“ unvermeidlich die
Qualität der entwickelten Gesamtversorgung zerstört? In betriebswirt-
schaftlicher Terminologie wird hier thematisiert, welche der Hilfeange-
bote substituierbar sind und welche in einer Komplementärbeziehung
zueinander in Beziehung stehen – ein geradezu klassisches BWL-The-
ma.

Ich möchte diese Frage folgendermaßen beantworten: 
Wie Organisationen und ihre Mitarbeiter auf eine solche Fragestellung
oder die dahinter stehende Entwicklung reagieren oder reagieren kön-
nen, hängt weitgehend davon ab, ob sie sich ausschließlich als Opfer
gesellschaftlicher Entwicklungen oder gesellschaftspolitischer Entschei-
dungen fühlen oder ob sie selber Sinn darin sehen, die bestehenden
Angebotsstrukturen auf ihre Effizienz in fachlicher wie wirtschaftlicher
Hinsicht zu überprüfen und das Gesetz des Handelns damit zumindest
ein Stück weit selber zu übernehmen. 
Der rechtliche Rahmen jedenfalls (KJHG, BSHG etc.) läßt den öffentli-
chen Zuschußgebern hier auch in Zukunft sicher noch großen Spiel-
raum und bietet noch reichlich Einsparpotentiale. Auf ihn können sich
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die Träger sicher am allerwenigsten verlassen. Er schützt die bisherigen
Trägerstrukturen jedenfalls am allerwenigsten. 

Im Rahmen eines guten Netzwerkmanagements könnte auch die Neustruk-
turierung von Programmen und Angeboten oder zumindest Teilen davon ge-
meinsam entwickelt werden:

1. Einrichtungen mit gleichen oder weitgehend gleichen Angeboten/
Zielgruppen könnten sich gemeinsam Gedanken machen über eine 

a) vollständige Aufteilung des Angebots/der Zielgruppen
oder eine

b) teilweise Aufteilung des Angebots/der Zielgruppen.

2. Bei Einrichtungen mit nur teilweise gleichen Angeboten/Zielgruppen
könnten sich Absprachen und Vereinbarungen nur auf die sich über-
schneidenden Angebote/Zielgruppen beziehen.

3. Bei Einrichtungen mit ganz verschiedenen Angeboten/Zielgruppen
könnte man eine weitere Aufteilung bei der Entwicklung neuer Ange-
bote besprechen und miteinander abstimmen etc.

Zusatzkooperationen könnten sich dann etwa auch beziehen 

❒ auf die Entwicklung zukünftiger Angebote,

❒ den Austausch über Erfahrungen und Ergebnisse bei der Entwicklung
neuer Angebote,

❒ gegenseitige Angebots- oder Programmergänzungen.

IV. Vernetzung und Qualitätssicherung

Viele Träger werden vor dem Hintergrund der gegenwärtigen gesellschaftli-
chen Entwicklung ihre Existenz möglicherweise nur  dann sichern können,
wenn sie auch in puncto Qualitätsmanagement selber direkt zusammen-
rücken.

Ich will hier nicht die Qualitätsdiskussion allgemein aufrollen, zu der es ja
mittlerweile eine Vielzahl von Veröffentlichungen gibt, sondern mich auf die-
jenigen Aspekte beschränken, die unmittelbar den thematischen Zusam-
menhang Vernetzung und Qualität berühren.

Die regelrechte „ISOFizierung“ der Fachdiskussion hat in der letzten Zeit si-
cher sehr viel zur  Verunsicherung und Verwirrung beigetragen (etwa was
die Gleichsetzung von Qualität und Zertifizierung angeht). Gleichzeitig ist es
so, daß es nach meiner Beobachtung ein großes Gefälle im Hinblick auf Pro-
blembewußtsein, Wissen, fachlichen Diskussionsstand und Stand der prakti-
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schen Umsetzung von Qualitätssicherungs- und Managementsystemen in
sozialen Einrichtungen gibt. Dies ist ein großes Problem.
Wenn man Qualität als die Fähigkeit einer Organisation definiert, Dienstlei-
stungen anzubieten, die die Bedürfnisse der Nachfrager (Klienten, Betroffe-
ne, Hilfesuchende, Kunden etc.) erfüllen, dann haben Träger sozialer Dien-
ste generell sicherlich kein Recht mehr, eine Diskussion über Qualität von
sich zu weisen. Es gibt keine logisch überzeugende Argumentation dafür,
daß sie in Hinblick auf die Qualitätsansprüche von Kunden, Vertragspartnern
und Zuschußgebern etwas Besonderes sind. Die Qualität der Arbeit z.B. in
Jugendeinrichtungen ist in privaten, kommunalen und Einrichtungen ge-
meinnütziger freier Träger unter Qualitätsaspekten (dies gilt ja auch für den
Pflegebereich, Kindertagesstätten etc.) völlig gleich zu diskutieren. Überall
muß Qualität zunächst festgelegt und dann durchgesetzt werden. Qualität
ist eine fundamentale Eigenschaft der Arbeit von sozialen Organisationen,
und es wäre naiv so zu tun, als hätte man überhaupt eine Entscheidung pro
und contra Qualitätsmanagement zu treffen. (Langnickel, 1996)

Streiten kann man sich – und dies geschieht ja auch – über den Qualitätsbe-
griff selber, und Einigkeit besteht ja auch weitgehend darin, daß Träger, Zu-
schußgeber, Mitarbeiter und Klienten/Hilfesuchende jeweils ganz eigene
Vorstellungen davon haben (müssen), was Qualität bedeutet. 

Jedenfalls können Vernetzungen verschiedener Träger große Chancen bie-
ten, zu einer gemeinsamen Qualitätsposition zu gelangen.
In Aachen haben sich  verschiedene Vereine  unter einem Gütesiegel zusam-
mengeschlossen – mit Qualitätsversprechen – , um Sponsoren zu gewinnen;
das gleiche gilt für KölnKids, einen Zusammenschluß Kölner Jugendhilfe-
träger (im Bereich der Jugendkulturarbeit), die potentiellen Sponsoren ver-
sprechen, fünf ausdrücklich benannte Qualitätskriterien einzuhalten. (Kölner
Förderfonds für Jugendkulturarbeit, 1996; KABI 32/1996)

Das z.Zt. wohl bekannteste Beispiel im Bereich der  Erwachsenenbildung ist
das Gütesiegel Weiterbildung Hamburg e.V., das ich kurz im Sinne eines
branchenübergreifenden Benchmarking beschreiben will, da es wegen sei-
nes regionalen Bezugs als interessante Anregung für die Entwicklung von ge-
meinsamen Qualitätsstandards und eines gemeinsamen Qualitätssiche-
rungssystems auch in regional vernetzten Strukturen im Bereich der sozialen
Arbeit dienen kann. (Vgl. Weiterbildung Hamburg, 1993; Keuper u.a., o.J.)

Die mittlerweile ca. 150 Weiterbildungseinrichtungen in Hamburg haben
vor einigen Jahren gemeinsam den Weg beschritten, mit Hilfe eines gemein-
samen Gütesiegels Qualitätssicherung zu betreiben. Dieses Gütesiegel wird
durch Mitgliedschaft im Verein „Weiterbildung Hamburg e.V.“ erworben,
wobei die Mitgliedschaft darin an die Verpflichtung auf bestimmte Qua-
litätskriterien gekoppelt ist.

Die Mitglieder haben sich auf insgesamt 40 Qualitätsmerkmale und -stan-
dards geeinigt und garantieren deren Einhaltung in Form einer Selbstver-
pflichtung. Darüber hinaus ist ein Gutachterausschuß eingesetzt, dessen
Aufgabe es ist, die Einhaltung der Vorgaben zu überwachen.

Qs 10-RZ  10.05.1999 18:34 Uhr  Seite 17



18

QS 10 Hans Langnickel

Der Gutachterausschuß, der gewählt wird und durch Vertreter der verschie-
denen Organisationen besetzt ist, kann das Siegel uneingeschränkt oder un-
ter Vorbehalt verleihen, wenn noch bestimmte Auflagen zu erfüllen sind. Er
kann auch das Gütesiegel verweigern, wenn es berechtigte Zweifel an der
Einhaltung der Qualitätsvorgaben gibt.

Die Schwächen dieser strategischen Allianz in Sachen Qualität liegen neben
den allgemeinen Schwächen jedes internen Gütesiegels (der Volksmund
sagt ja auch, etwa wenn es um die Begutachtung von ärztlichen Fehlleistun-
gen durch Standeskollegen geht: "Eine Krähe hackt der anderen kein Auge
aus") darin, daß sie nur Minimalanforderungen formulieren kann (kleinster
gemeinsamer Nenner).

Die Stärke allerdings liegt vor allem in seiner Selbstverwaltungsstruktur, die
hier zwischen völlig verschiedenen Trägern entwickelt wurde. Qualität ist,
gerade wenn man von einem kunden- oder klientenorientierten Ansatz aus-
geht, äußerst umstritten. Um so bemerkenswerter ist, daß sich die beteilig-
ten ca. 150 Träger auf 40 Qualitätskriterien haben einigen können. Und die
hier zustandegekommene Koalition in Sachen Qualität schützt ihre Mitglie-
der heute weitgehend vor jeder externen Qualitätsdiskussion.

Die spontane Reaktion der meisten auf das Beispiel Weiterbildung e.V. lautet
zumeist: So etwas geht bei uns nicht (typische Killerphrase). Der Zweck je-
des (branchenübergreifenden) Benchmarking besteht aber genau darin zu
zeigen, daß und wie etwas geht. Und die Buntheit und Vielfalt der Träger der
Erwachsenenbildung  – in diesem Bündnis sind Träger beruflicher, sprachli-
cher und allgemeinpolitischer Bildung vertreten – ist mindestens so groß,
wie es z.B. die Meinungsunterschiede in der sozialen Arbeit zur richtigen Po-
sition in der Drogenarbeit, der GWA, der Arbeit mit gewaltbereiten Jugend-
lichen etc. sind.

Das Beispiel zeigt jedenfalls, daß sich qualitativ gute interorganisatorische
Beziehungen hervorragend zu erfolgreichen strategischen Bündnissen und
Koalitionen auch im Bereich der Qualitätssicherung und des Qualitätsmana-
gements eignen.

Voraussetzung dafür sind ein vertrauensförderndes Kooperationsverhalten,
kooperationsfördernde Organisationsstrukturen und ein effizientes Manage-
mentsystem.

Vernetzung ist kein Patentrezept per se.

Der Erfolg solcher Kooperationen hängt vor allem und in erster Linie davon
ab, inwieweit es gelingt, für alle Beteiligten an einer gemeinsamen Koopera-
tion eine „Gewinnsituation“ herzustellen. Nur wenn für die Betroffenen si-
cher ist, daß sie durch Kooperation  gemeinsame Vorteile haben und sich da-
durch positive Entwicklungschancen für die Zukunft ihrer Einrichtung erge-
ben, ist es möglich, solche strategischen Bündnisse in Sachen Qualität zu bil-
den.
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V. Schluß

Es gibt viele Möglichkeiten, Qualität zu definieren, zu sichern und zu mana-
gen – das ist sowieso das wichtigste, aber auch schwierigste. Es gibt kein De-
finitionsmonopol in bezug auf das, was Qualität heißt. Die theoretische Qua-
litätsdiskussion über Gemeinsamkeiten, Differenzen, Vor- und Nachteile der
verschiedenen Qualitätssicherungssysteme ist das eine – die Frage etwa, ob
die DIN-ISO-Norm zu technisch orientiert ist und Qualität in Wirklichkeit ver-
hindert, ein quasi nie auszudiskutierendes Thema –, die Praxis ist das ande-
re. Und hier sind Fortschritte dringend nötig.

Deswegen halte ich eine pragmatische Vorgehensweise in Sachen Qualitäts-
sicherung z. Zt. für dringend notwendig. Ausgesprochen nützlich ist die
praktische Verknüpfung der gemeinsamen Elemente verschiedenster Qua-
litätskonzepte (etwa auf der Basis der Unterscheidung von Struktur-, Prozeß-
und Ergebnisqualität). Integrative Zugänge, d.h. Qualitätsmanagementsy-
steme, die die verschiedenen Konzepte zu Qualitätssicherung ganz praktisch
miteinander verbinden, bieten auch die beste Möglichkeit, der Vielfalt der
Träger und ihren unterschiedlichen Möglichkeiten – speziell in vernetzten Sy-
stemen – gerecht zu werden.
Gemeinsam entwickelte Qualitätsleitfäden, ein gemeinsam erarbeitetes Qua-
litäts-Vademekum sind weitere Möglichkeiten, das Thema Qualität fachlich
und politisch „anzugehen“. Solche gemeinsamen Aktivitäten ermöglichen
eine Vereinheitlichung der Diskussion zunächst auf der reinen Wissensebene
(dies ist zur Zeit ein großes Problem), sie können die Grundlage für die Ent-
wicklung gemeinsamer fachlicher Standards (ohne Standards geht es nicht)
und schließlich auch die Grundlage für die gemeinsame Entwicklung politi-
scher Positionen bilden.

Gelingt es, in der gemeinsamen Praxis Qualitätskriterien und Standards zum
Beispiel für bestimmte Einrichtungen oder Einrichtungstypen zu erarbeiten
oder auch nur einfache Qualitätsleitfäden, dann entstehen damit nicht nur
Instrumente, um den Erfolg und die Entwicklung der eigenen Arbeit intern
und extern eindeutiger nachzuweisen, als es bisher der Fall ist.
Aus der präzisen Benennung solcher selbstdefinierter – und darauf kommt es
– Qualitätskriterien und Standards läßt sich dann mit Sicherheit auch ein
ganzes Bündel von Forderungen an die politisch Verantwortlichen ableiten,
denn die Sicherung von Qualität läßt sich nur gewährleisten, wenn auch die
dafür jeweils erforderlichen Vorausetzungen erfüllt sind. (Vgl. auch
Walk/Brunnengräber, 1996)

In vielen Arbeitsfeldern ist die Entwicklung strategischer Netzwerke und
Bündnisse zur Qualitätsicherung jedenfalls eine – wahrscheinlich auch die
sinnvollste – Alternative zum Alleingang im Kampf um die letzten noch ver-
bleibenden öffentlichen Mittel. 

Wie man eine Entwicklung erlebt – hier die Entwicklung der Spar- und Qua-
litätsdiskussion –, hängt weitgehend davon ab, ob man sich als passives Op-
fer fühlt und das Gefühl hat, diese Entwicklung selber nicht kontrollieren zu
können. Und die Qualitätsdiskussion ist weitgehend eine solche Diskussion –
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sie scheint oder ist von außen aufgezwungen. Die erfolgversprechendste Al-
ternative ist, aus der reaktiven Haltung in eine aktive, gestaltende Rolle zu
kommen. 

Prof. Dr. Hans Langnickel lehrt am Fachbereich Sozialarbeit der Fachhochschule Köln.
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Vernetzung im Gemeinwesen

Dieter Oelschlägel

Sowohl in der sozialen Arbeit als auch in der kommunalen Sozialpolitik ist
der deutliche Trend zu beobachten, neben oder statt der zielgruppenbezo-
genen Problemlösungsstrategien auch raumbezogene Zugriffsformen zu
entwickeln.

Seit fünf Jahren haben wir nun das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG),
das der Jugendhilfe den Auftrag erteilt, „positive Lebensbedingungen für
junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundli-
che Umwelt zu erhalten und zu schaffen“(KJHG §1 Abs. 3 Nr. 4). Dieser Auf-
trag weist schon deutlich darauf hin, daß es um den einzelnen in seiner Le-
benswelt geht.

Christian Schrapper hat das aktuell und sehr schön beschrieben:
„... die Bezirke und Quartiere, in denen die Menschen leben, die Wohn-
umgebung, die Einkaufsmöglichkeiten, der öffentliche Personennahver-
kehr, Schulen, Jugendheime, Kneipen, Kirchen und Sportplätze, alle die-
se Orte und Institutionen, aber auch das Leben in Vereinen und Klubs, die
informellen Kanäle der Nachbarschaften, Wohnblocks und Straßen, Kul-
tur und Klima eines Viertels, müssen zu Bezugspunkten werden für das
Verstehen der Belastungen, Krisen und Notlagen der Menschen, die hier
leben. Die traditionell beziehungsgeschichtlich-biographisch orientierte
Dimension des Verstehens muß durch eine sozialräumliche gleichberech-
tigt ergänzt, nicht ersetzt werden. Erst wenn wir auch lernen, die Men-
schen in ihren Verhältnissen zu sehen und zu verstehen, können wir auch
den Einfluß der Verhältnisse auf das Verhalten begreifen und mit ihnen
ausloten, wie Verhältnisse und Verhalten ausgehalten oder verändert
werden können.“ (Schrapper, 1995,109)      

Hier wird nach Belastungen – aber auch nach Resssourcen – im Sozialraum
der Menschen gefragt, und bisher eher personenbezogene Sichtweisen der
sozialen Arbeit werden überschritten. Dies ist eine aktuelle Tendenz nicht nur
in der Sozialarbeit. Die Zunahme sozialer Probleme hat einen Umdenkungs-
prozeß in Stadtentwicklung und Stadtpolitik mitbewirkt, der in seinen Wir-
kungen noch gar nicht voll eingeschätzt werden kann, nämlich eine erhöhte
Aufmerksamkeit für sozialräumliche Strategien.

In einem Symposium des Deutschen Institutes für Urbanistik im Jahre 1993
wurde dazu ausgeführt: „Kommunale Sozialpolitik denke und handle in der
Regel gruppenbezogen, nicht raumbezogen. Die Kommunen drückten sich
um die Anerkennung der Berücksichtigung räumlicher Einflüsse. Die räumli-
che Umwelt der einzelnen Bevölkerungsteile bleibe ausgeklammert. In die-
ser Hinsicht komme dem Stadtteil besondere Bedeutung zu.“ (Mäding,
1994, 95)
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Selbst die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung
stellt in einem im Oktober herausgegebenen Bericht fest, daß sich das Zu-
sammenspiel von Politik und Verwaltung besser ordnen ließe, „bei allen
nachbarschafts- oder stadtteilbezogenen Angelegenheiten“(KGSt 1996, 25).
Dort seien neue Formen der Bürgerbeteiligung zu entwickeln, „die zu größe-
rer Zufriedenheit führen und die Legitimationskrise beseitigen ... Auf dieser
Ebene (Stadtteil oder Nachbarschaft) läßt sich das Aktivierungspotential der
Bürgerinnen und Bürger am ehesten ausschöpfen.“(ebd.)

Der Stadtteil, das Quartier wird zunehmend erkannt „als eine Ressource zur
Lebensbewältigung.“(Herlyn u.a., 1991, 21) Mit diesem Perspektivenwech-
sel erweitern sich die Interventionsformen und -möglichkeiten sozialer Arbeit
von der „Behandlung“ einzelner Personen oder Gruppen hin zu Konzepten
der Gestaltung von Lebensräumen. Scheinbar neu entdeckt, ist dies doch kei-
ne neue Erkenntnis, und sie ist auch nicht auf sozialräumliche Konzepte wie
GWA oder stadtteilbezogene soziale Arbeit begrenzt.

Ich zitiere aus einem Text von Cannon, einem amerikanischen Theoretiker
der sozialen Arbeit, aus dem Jahre 1939:

„Aus der Sicht des Caseworkers ist Armut nicht auf moralisches Versagen
oder gar auf charakterliche Mängel zurückzuführen, sie ist vielmehr die
Folge der Diskrepanz zwischen der Fähigkeit des Individuums und den An-
forderungen der Umwelt. Das Behandlungskonzept des Caseworkers be-
steht daher nicht in einer Rehabilitation des Schwachen, sondern in der
Wiederherstellung des Gleichgewichts durch Stärkung der unterstützen-
den Kräfte der Umwelt auf der einen und Freisetzung vorhandener Energi-
en im Individuum auf der anderen Seite.“

Eine solche Perspektive – neuere Autoren der sozialen Arbeit wie Mühlum,
Wendt u.a. nennen sie das „ökosoziale Paradigma“ – sieht den Menschen
eingebettet in soziale Beziehungen, Institutionen, Wohnumfeld und Arbeits-
welt; er wird in seiner Ganzheitlichkeit innerhalb und mit den sozialen, kul-
turellen, ökonomischen und natürlichen Umweltbedingungen erfaßt. Ge-
fragt wird nach den Beziehungen des Menschen

❒ zwischen sich und seinen Mitmenschen (soziale Netze),

❒ zwischen sich und den kulturellen, politischen, sozialen,
ökonomischen Institutionen, 

❒ zwischen sich und der physikalisch-räumlichen und der
biologischen Umwelt.

Daß dies in der sozialen Arbeit durchaus immer wieder thematisiert und ins
Bewußtsein gebracht werden muß, möchte ich an dem Beispiel „Straßensozi-
alarbeit und Gemeinwesenarbeit“ verdeutlichen. Dabei steht Straßensozialar-
beit für andere Formen zielgruppenorientierter sozialer Arbeit (Altenarbeit,...).
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Es ist ein Dauerbrenner in der Geschichte der Sozialpädagogik, daß durch
Öffentlichkeit und Politik (bis hinein in die Fördermittel) bei neu auftreten-
den oder nur neu wahrgenommenen Problemlagen der Jugendlichen
(Straße, Halbstarke, Trebegänger, Gewaltbereitschaft, ...) die Probleme im-
mer in einer jugendzentrierten Sicht hinsichtlich der Ursachen und der Zu-
ständigkeiten diskutiert und  behandelt werden. Das hat zur Folge, daß ver-
kürzte Erklärungen geliefert und bestimmte Probleme (Gewalt u. a.) aus-
schließlich als Jugendprobleme behandelt werden. 

Das führt dann auch – ohne daß ich das diffamieren will – zu einem Begriff
von Straßensozialarbeit, der sie weitgehend als soziale Arbeit mit extrem auf-
fälligen Jugendlichen in innerstädtischen Problemgebieten sieht und ihre je-
weilige Zielgruppe über spezifische Problemlagen (Drogen, Prostitution,
Wohnungslosigkeit u. a.) definiert. Nicht wer hier wohnt oder wer hier seine
Lebenszusammenhänge hat – also auch Erwachsene –, sondern nur, wer der
spezifischen Problemgruppe angehört, ist dann Adressat von Straßensozial-
arbeit.

Ein Gemeinwesenarbeitsansatz dagegen richtet sich auf das ganze Quartier,
weil dieses als belastet gilt, weil sich Problemlagen häufen, ... Er reduziert die
Komplexität der Probleme nicht, sondern gibt die Fragen an das Gemeinwe-
sen – an die Politik, an die Öffentlichkeit etc. – zurück und stellt zum Beispiel
die Frage nach Ausgrenzung oder Akzeptanz der Jugendlichen.

Wenn Jugendarbeit – Streetwork – nicht ausgrenzend arbeiten will (und das
ist vor allem auch eine Frage an deren Träger), dann reicht es nicht aus, daß
der/die Straßensozialarbeiter/in die Jugendlichen akzeptiert, sondern dann
muß ein Prozeß von Aushandlung, Dialog und Konfrontation mit den Insti-
tutionen, Gruppen und Menschen im Gemeinwesen in Gang gesetzt wer-
den. Da kann nicht nach dem Streetworker als der mobilen Eingreiftruppe
der Sozialarbeit geschrien werden, ohne daß sich Interventionsstrategien auf
das ganze Gemeinwesen richten.

Ähnliches habe ich im Zusammenhang mit einer ganz anderen Diskussion
gelesen, nämlich im Kontext des wieder modernen Begriffs des „Bürgeren-
gagements“. Bei einem der Apologeten dieses Begriffs – Roland Schmidt –
liest sich das so:

„Bürgerliches Engagement fördert das Sprechen und das Sichverständigen
über soziale Probleme von Menschen im lokalen Raum. Voraussetzung
hierfür ist zum einen die Schaffung örtlicher Kristallisationspunkte, in de-
nen Bürgeraktivitäten angeregt, gebündelt und veröffentlicht werden kön-
nen. Infrastrukturelle Stützung (z.B. durch Nachbarschaftsläden, Bürger-
büros, ...) und Moderation, die die Findung eigener Perspektiven ermög-
licht, eine Ermutigung zum Zurückdrängen von Expertenmacht leistet und
Kommunikation zwischen verschiedenen Kristallisationspunkten organi-
siert, stellen angemessene und fördernde Interventionsformen dar.“
(Schmidt, 1995, 202 f.) Das ist Gemeinwesenarbeit!
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Der erste Schritt, Gemeinwesenarbeit zu machen, ist die Klärung und Her-
stellung angemessener Rahmenbedingungen:

❒ Felduntersuchung/Stadtteilanalyse: lebensweltorientiert, kein
Strukturdatenfriedhof, sondern Bedeutungen erkennen

❒ Klärung der institutionellen Bedingungen: Räume, materielle 
und personelle Ressourcen, Absicherung durch den Träger 

❒ Klärung der Bündnispartner im Gemeinwesen

❒ Klärung der eigenen Bedingungen: Kompetenz, Bereitschaft,
sich auf die Lebenswelt und die Arbeitsform GWA mit allen
denkbaren Konflikten einzulassen 

Hier spielt Vernetzung als ein Handlungselement von GWA eine wesentliche
Rolle. GWA kann nicht von einer Person gemacht werden; das Gemeinwesen
soll zum handelnden Subjekt werden, und das bedeutet Kooperation und
Koordination möglichst vieler Akteure im Stadtteil.

Ich möchte jetzt nicht noch einmal eine Theorie der Netzwerke entfalten; aber
einige Tatbestände, die mir wichtig sind, möchte ich doch noch nennen.

Zur Erinnerung: Der Netzwerkbegriff ist in Westdeutschland im sozialen und
kulturellen Milieu der Protestbewegungen der 60er und 70er Jahre an die Öf-
fentlichkeit getreten. In sozialen Netzen sollte das Bedürfnis nach unmittel-
barer Kommunikation und gesellschaftlicher, verändernder Betätigung ver-
wirklicht werden (können). Netzwerke waren eine Reaktion auf wohlfahrts-
staatlich-bürokratische Reglementierungen, der Versuch, eine selbstorgani-
sierte Antwort darauf zu finden.

Diesen historischen Grund sollten wir nicht vergessen, wenn wir uns mit
dem Modebegriff „Vernetzung“ im Erwartungshorizont zwischen Effizienz
und Effektivität (Effizienzstruktur) einerseits und spontaner, antibürokrati-
scher Organisationsfähigkeit (Solidarstruktur) andererseits beschäftigen. 

Netzwerke beruhen auf sozialem Tausch (Informationen, Weltdeutungen,
Unterstützungsleistungen etc.) und auf einem hohen Grad von Informalität.
Strenggenommen lassen sie sich nicht regelhaft organisieren, sondern nur
kommunikativ knüpfen. Sie benötigen alltagsweltliche Formen der Initiation,
um in Gang zu kommen – vom Klatsch über die Kneipe bis hin zu persönli-
cher Ansprache. Wenn Tausch und Informalität nicht mehr tragen – und z.B.
von Verregelung und Konkurrenz überformt werden –, dann geht Ver-
netzung über in organisierte Arbeitsteilung (Kooperation).

In der GWA zielt Vernetzung in zwei Richtungen: 

❒ Vernetzung der Menschen (Bürger, Betroffene u. a.) im Gemeinwesen
und

❒ Vernetzung der „Professionellen“ im Gemeinwesen.

Gemeinwesenarbeit 
und Verntzung

Netzwerke
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Zum einen gilt es, für die Menschen im Gemeinwesen dessen psychosoziale
und soziokulturellen Ressourcen zu entdecken, zu erschließen und ggf. sol-
che zur Verfügung zu stellen: Räume, wo die Menschen an ihren eigenen
Netzen stricken können, Nachbarn, Gleichgesinnte, Professionelle. Das Ge-
meinwesen gewinnt eine neue Bedeutung, es wird zum Netzwerk formeller
und informeller Beziehungen, seine Bedeutung für den einzelnen besteht
u.a. darin, daß und inwieweit in ihm Unterstützung und Solidarität zu mo-
bilisieren ist. Hier spielt vor allem die lokale Öffentlichkeit eine Rolle.

Die Form des Unterstützungsnetzwerks ist jedoch nicht die einzige, weswe-
gen Vernetzungsarbeit im Gemeinwesen eine zentrale Bedeutung hat. Wir
haben in der GWA seit jeher als zentralen Begriff, als Weg und als Ziel „Akti-
vierung“ genannt. Damit war und ist gemeint, daß der Bürger im lokalen Zu-
sammenhang sich für seine Interessen einsetzt und sie ggf. auch durchsetzt,
dabei seine Lebensumstände positiv verändert – und sich selbst auch. Wir
müsen aber – wie Wolfgang Hinte in gewohnter Zuspitzung formuliert –  mit
„aktivierungsresistenten Betroffenen“ (Hinte, 1996, 9) rechnen. Oder etwas
moderater formuliert: „Für eine direkte politische Beteiligung am Geschehen
in ihrer Kommune sehen viele Bürger jedoch keine Anknüpfungspunkte ...
Denn: Stadtverwaltungen werden in der Regel nur dann tätig, wenn Hand-
lungsbedarf besteht; die politischen Parteien interessieren sich nur dann für
die Anliegen von Bürgern, wenn eine Wahl ansteht. Es fehlen kontinuierliche
Kommunikationszusammenhänge und Foren der Erörterung von gesell-
schaftlichen und kommunalrelevanten Fragen; eine öffentliche Beschäfti-
gung mit politischen Themen als Handlungsprozeß findet nicht statt. Politik
zeigt sich den Bürgern und Bürgerinnen im Grunde nur noch als Hand-
lungsvollzug der Administration.“ (Meyer, 1994, 50)

GWA als Vernetzungstrategie im lokalen Umfeld könnte hier ein alternatives
Politikmodell bieten, „denn Netzwerke sind nicht hierarchisch strukturiert,
ihre Mitglieder sind nicht von Weisungen abhängig und agieren unbürokra-
tisch. Natürlich stellt sich auch in solchen Gebilden das Problem von Macht
und Herrschaft. Dieses Problem muß Gegenstand einer ständigen Reflexion
sein. Selbstbeobachtung und -aufklärung sind Wesensmerkmale dieses Kon-
zeptes.“ (ebd., S. 52) Deshalb muß eine solche vernetzte Quartierspolitik, ei-
ne Aktivierung der Menschen auf der Basis eines tragfähigen Netzes gelernt
werden. Gemeinwesenarbeiter wären u.a. die Organisatoren dieses Lernpro-
zesses. 

Zum anderen geht es um die Netzwerke der Professionellen. Hier möchte ich
unterscheiden zwischen formellen Kooperationen und informellen Vernet-
zungen. Formelle Kooperationen (ich verwende hier bewußt nicht mehr den
Begriff der Vernetzung) sind solche, in denen sich vornehmlich Institutionen
zusammenschließen, sich möglicherweise eine Ordnung geben (Trägerkrei-
se, Stadtteilkonferenzen etc.). Diese sind u.a. gut für die Absicherung der Ar-
beit, bergen aber ebenso die Gefahr der Bürokratisierung, des Kompetenz-
gerangels und der erbarmungslosen Konkurrenz (besonders, wenn es ums
Geld geht). Die Mitglieder sind dort eher als Vertreter ihres Trägers dabei,
d.h. als Funktionäre.  In einem konsequenten Verständnis von Netzwerken
sind diese  Kooperationen eigentlich gar nicht als Netzwerke zu bezeichnen.

Aktivierung
und
lokale Politik

Netzwerke
der
Professionellen
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Effektiver (und ergänzend dazu unverzichtbar) für die unmittelbare Praxis
scheinen mir die informellen Netze zu sein, die über Personen und deren All-
tagskommunikation laufen (Fachbasis, Stadtteilarbeitskreis). Sie sind fle-
xibler und variabler,  und ich stimme Franz Josef Krafeld zu, wenn er schreibt:
„Vernetzende Arbeit und infrastrukturell angelegte Arbeit werden letzlich
nur über Personen effektiv, nicht über noch so perfekte Organisationsmuster.
Einmischung bedeutet also hier, aus den konkreten vorfindlichen Bedingun-
gen lebendige Vernetzungen und Strukturen zu schaffen und zu gestalten.“
(Krafeld, 1995, 45)

In der neueren GWA-Diskussion und -Praxis kommt ein weiterer Aspekt der
Vernetzung hinzu: Während die „klassische“ Gemeinwesenarbeit das Ge-
meinwesen eindeutig auf die Funktion der Reproduktion reduzierte – aller-
dings muß diese Behauptung historisch überprüft werden –, beziehen neue-
re Entwicklungen den Bereich der Existenzsicherung durch Arbeit, den Be-
reich der Ökonomie in die Gemeinwesenarbeit ein – sicherlich auch eine Fol-
ge der rasanten Verarmung ganzer Stadtteile. Natürlich muß dafür auch ein
neuer Begriff her: Gemeinwesenökonomie. Neben die Vernetzung der „Be-
troffenen“ und die der „Fachbasis“ tritt nun noch die Vernetzung dieser mit
Institutionen ökonomischer Selbsthilfe (alternative Betriebe, Wohngenossen-
schaften etc.). Gemeinweisenarbeit initiiert und unterstützt auch solche In-
itiativen, wie die Beispiele der Wohngenossenschaften z.B. in Freiburg und
Trier (vgl. Elsen, 1996, Wohngenossenschaft 1996), Tauschringe und andere
Initiativen zeigen. Diese „neue“ Vernetzungsarbeit „scheut sich nicht vor
dem Markt“ (Krebs, 1996, 4) und drängt auf ein Umdenken in der GWA und
in der lokalen Politik, z.B. in Richtung einer – in der GWA im ländlichen Raum
in Österreich und in Deutschland schon seit einem Jahrzehnt versuchten –
gemeinwesenorientierten Wirtschaftsförderung. Diese „Förderung integrier-
ter, vernetzter und kooperativer Problemlösungen vor Ort erfordert einen
Umbau von Verwaltungsstrukturen 'quer' zu den vorhandenen“(ebd.). Hier
liegt durchaus eine Perspektive für einen produktiven Dialog zwischen GWA
und Verwaltungsmodernisierung. Berührungsängste bringen da nicht wei-
ter. 

Allerdings muß gerade an dieser Stelle gesagt werden: Bei allem Reden von
der Notwendigkeit solcher Vernetzung – die Gefahr eines modischen Begriffs
ist nicht von der Hand zu weisen –  muß noch einmal auf die Priorität der
Netze der „Betroffenen“ hingewiesen werden. Es ist wichtig, vorhandene
Hilfspotentiale in den Lebenswelten der Menschen vor professionellen Über-
griffen zu bewahren. Damit wird hier auf eine Gefahr der Netzwerkarbeit
hingewiesen: Sie wird schnell zur verfeinerten Sozialtechnologie und trägt so
bei zur Kolonisierung von Lebenswelten. Der Gemeinwesenarbeiter würde
zum Netzwerktechniker, oder wie Keupp es formuliert, zum „Beziehungs-
mechaniker, der Beziehungsknotenpunkte und -relais installiert, unterbricht
und repariert“(Keupp in Oelschlägel, 1989, 31).

Netzwerkarbeit kann – und auch auf diese Gefahr muß hingewiesen werden
– zum Selbstzweck werden, wie die Verwaltungsreform auch, ohne Wirkun-
gen nach außen zu zeigen; und sie kann aufgrund ihres Tauschcharakters
auch dem „Privilegiertenschutz“ dienen (Seilschaften als Sonderform des

Gemeinwesen-
ökonomie

Gefahren
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Solidarität

Netzwerks). Wer nichts zu tauschen hat, bleibt draußen. Ein Netz, das soll-
ten wir nicht vergessen, hat auch ausschließenden und ausgrenzenden Cha-
rakter.

Aber dennoch: Alles in allem verspricht die vielfältige Praxis der Netzwerk-
ansätze die Bereitstellung ungenutzter Innovations- und Aktivierungspoten-
tiale für das Gemeinwesen. Voraussetzung aber ist – und da setze ich mich in
bewußten Gegensatz zu Wolfgang Hinte  –, sich der politischen Bedeutung
von GWA bewußt zu bleiben. GWA hat – so sehe ich es – die Aufgabe, die
Ressource Solidarität herzustellen, Netze zu knüpfen, Menschen zu unter-
stützen und zu stärken, wenn sie solidarisch in ihrer Lebenswelt handeln 
wollen.

Wenn wir von Individualisierung und Entsolidarisierung als einer Grundtat-
sache der modernen Gesellschaft ausgehen, dann ist es eine Aufgabe der
GWA, „Bedingungen für Alltagssolidarität zu schaffen, die sich offensichtlich
in modernen Gesellschaften nicht ohne weiteres ergeben“(Hondrich/Arz-
berger, 1992, 58). Zu diesen Bedingungen gehört der Aufbau von lebens-
weltlichen Unterstützungsnetzen, das Zur-Verfügung-stellen von sanktions-
freien Räumen als Anlaufstelle für Informationen, als Gelegenheit für Aus-
tausch und Kommunikation, als Basis für Aktivität und Aktion und schließlich
auch das Bereitstellen von personellen Ressourcen.

Die Vorstellung, daß Gemeinwesenarbeiter/-innen nicht für die Menschen
stellvertretend handeln (obgleich auch das nötig werden kann), entspricht
einem gewandelten Verständnis von Solidarität: „Solidarität ist demnach
nicht jede Art von Hilfe und Unterstützung, sondern nur diejenige, die aus
dem Gefühl der Gleichgerichtetheit von Interessen und Zielen gegeben wird,
aus einer besonderen Verbundenheit, in der zumindest die – sei es fiktive –
Möglichkeit der Gegenseitigkeit mitgedacht wird.“(ebd., 14)

Solidarität – und das ist noch immer so und muß erneut betont werden–
kann nicht selten erst dann ihre Wirkung entfalten, wenn sie „auf die Her-
stellung einer gemeinsamen Machtbasis, auf die Konstitution von Gegen-
macht gegen Dritte gerichtet“ (ebd., 15) ist.

Das heißt nun nicht, es gäbe die „richtige GWA“, sondern es geht in der wei-
teren Diskussion des heutigen Tages darum, unterschiedliche Positionen und
Wege zu bedenken und im Dialog eigene Perspektiven zu entwickeln. Es darf
aber andererseits auch nicht nach dem Prinzip „anything goes“ verfahren
werden, sondern die im Gemeinwesen Arbeitenden sollten klare fachlich-
professionelle und politische Positionen markieren, an denen sich der Dialog
entzünden kann und wird.

Prof. Dieter Oelschlägel lehrt am Fachbereich Sozialwissenschaft der Gesamthochschule Duisburg
und an der Sächsischen Sozialakademie Chemnitz

Anschrift: Prof. Dieter Oelschägel
Elisenstraße 1
46587 Dinslaken

Zum Autor

Qs 10-RZ  10.05.1999 18:34 Uhr  Seite 27



28

QS 10 Herbert Rijntjes

Prävention in der Jugendhilfe – regionale Konzepte und
vernetzte Strukturen

Herbert Rijntjes

In den Konzeptionen der Jugendhilfeeinrichtungen werden in Verbindung
mit dem präventiven Charakter der Institution oftmals auf bestehende oder
erwünschte Zusammenarbeiten hingewiesen. Nicht ohne Grund, denn eine
qualifizierte und differenzierte Vorbeugung ist, gleich von welcher Seite sie
betrachtet wird, wesentlich auf Kooperation angewiesen und hat sich damit
zu einem Vorreiter neuer Vernetzungskonzepte entwickelt.

Wird Prävention als „ein ursachenorientiertes Strategienbündel, das die Res-
sourcen von einzelnen, Systemen und Strukturen prozeßhaft fördern bzw.
ermöglichen will“ (Koller, 1994) verstanden, muß zugleich anerkannt wer-
den, daß einzelne Institutionen, einzelne Mitarbeiter/innen-Teams diese Auf-
gabe nicht ausschließlich  im Alleingang realisieren können. Gleiches gilt
selbstverständlich für den Bereich der Schulen, die aus diesem Grunde zu-
nehmend auf die Angebote außerschulischer Fachstellen aus dem Bereich
der Jugendhilfe zugehen. Als klassische Felder sind hier die Sucht- und AIDS-
Prävention sowie Maßnahmen der Jugendberufshilfe zu nennen.

Lebenskompetenz fördern und gesunde Lebensräume fordern

Moderne Konzepte der Vorbeugung berücksichtigen stets die Verhaltensre-
pertoires des einzelnen wie auch seine Verhältnisse. Lebenskompetenzen
stärken und Lebensräume gestalten sind die zwei Säulen der Prävention, die
sich in entsprechender Weise, ausgehend von der Persönlichkeit des einzel-
nen Kindes oder Jugendlichen, an Sozialräumen ausrichten:

Ebenso notwendig wie die Differenzierung der Lebenszusammenhänge, frei-
lich ohne die Sicht auf das Gesamte zu verlieren, ist die Konkretisierung der
Präventionsbereiche. Der Vermittlung eines Verständnisses von Vorbeugung
als eine Haltung, die Gesundheit sowohl als ein medizinisches wie psycho-
soziales Grundbedürfnis beschreibt, sind als Querschnittsaufgabe alle Sozia-
lisationsträger verpflichtet. Gesundheit meint in diesem Zusammenhang
mehr als die Abwesenheit von Krankheit: „Um ein umfassendes körperliches,

Peerorientierung

Lebensraumorientierung

Subjektorientierung

Gesellschaftsorientierung

Gemeinwesenorientierung

Ganzheitlicher 
Ansatz
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seelisches und soziales Wohlbefinden zu erlangen, ist es notwendig, daß so-
wohl einzelne als auch Gruppen ihre Bedürfnisse befriedigen, ihre Wünsche
und Hoffnungen wahrnehmen und verwirklichen, sowie ihre Umwelt mei-
stern bzw. sie verändern können. In diesem Sinne ist Gesundheit als ein we-
sentlicher Bestandteil des alltäglichen Lebens zu verstehen und nicht als vor-
rangiges Lebensziel.“ (Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorganisation
WHO)

Dieses Grundverständnis präventiver Arbeit wurde in vielen Bereichen auf-
genommen. Etwa in der Verkehrserziehung ist es offensichtlich, daß der Her-
anführung und Motivation von Kindern zum Tragen eines Fahrradhelmes
unbedingt der Einsatz für ein kindgerechtes und flächendeckendes Rad-
wegesystem oder die Erlaubnis zur Mitbenutzung der Bürgersteige beiseite
gestellt werden muß.
Trotz oder gerade aufgrund dieses komplexen Verständnisses von Prävention
ist es  notwendig, Teilbereiche und Teilbedarfe zu berücksichtigen bzw. zu
ermitteln. 

Vorbeugung 
mit Kindern 

und Jugendlichen

AIDS-Prävention

Suchtvorbeugung

Gewaltprophylaxe

Ernährung

Bewegung / Sport

Schutz vor Krimi-
nalität Delinquenz-

pävention

Prävention von 
sexuellem
Mißbrauch

Allgemeine
Gesundheits-

förderung Verkehrserziehung
einschließlich 

Rettungswesen, 
Ertse-Hilfe etc.

Ansätze der 
Vernetzung

Gemeinsame Qualitätsstandards für die Prävention formulieren

Die Aufgabenstellungen und Zieldefinitionen einzelner Vorbeugungsfelder
sind zu entwickeln und in realisierbare Projektkonzeptionen zu übertragen.
An den Ergebnissen werden dann Erfolg und Effiziens des Verkehrssicher-
heitstrainings in den Kindertagesstätten und Grundschulen zu überprüfen
sein. Gleiches gilt für das Suchtpräventionsprojekt im Jugendzentrum oder
das Gewaltpräventionsprojekt an der Schule. 

In der Evaluation findet sich ein erster Ansatz sinnvoller Vernetzung. Mit der
träger- und bereichsübergreifenden Entwicklung von Leitfragen zur Evaluati-
on von Vorbeugungsprogrammen (vgl. Qs 1, S. 11), der Erarbeitung von Er-
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Qualitätsebenen

Qualitätsstandards
in der Prävention

Evaluation 
Dokumentation 

Zielkontrolle

Zeitnahe Verfügbarkeit

Ergebnisqualität Strukturqualität

Zielgruppenbezogene
Lebensweltorientierung:

Familiensituation
Wohnviertel
Wohnquartier

Vernetzung und Kooperation:
– spezifisch in Fachgruppen
– unspezifisch im Arbeitsfeld

Fördernde Institution: 
Kommunikation 
Raumgestaltung 
Zeitplanung

hebungsmethoden und Leitfäden zur Projektdokumentation werden Erfah-
rungen und Erfolge regionaler Prävention transparent und, etwa an politi-
sche Entscheidunggremien, transportabel.

Diese Form der Zusammenarbeit erfordert jedoch die Formulierung von
Qualitätsstandards, die die Partner bereit sind einzuhalten (und damit
gleichzeitig ihren „Kunden“ garantieren können).
Qualitätsansprüche in der präventiven Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
müssen auf drei Ebenen formuliert werden.

Institutionen, die Vorbeugungskonzepte realisieren wollen, müssen bereit
sein, ihre Struktur im Hinblick auf den Erfolg des Vorhabens hin zu optimie-
ren. Strukturqualität meint in diesem Sinne nicht nur die Optimierung der
Abläufe und Ausstattung der eigenen Einrichtung. Die unter den Aspekten
gesunder Lebenswelten aktive Mitgestaltung des Umfeldes der Einrichtung
(also des Wohnumfeldes der Zielgruppe), die Beauftragung entsprechender
Mitarbeiter/-innen und die gezielte Kooperation und Vernetzung mit  weite-
ren Partnern sind wesentliche Erfolgskriterien.

Einhergehend mit der Definition der Aufgaben und der Zielsetzung des Pro-
jektes sind Standards festzulegen, die die Prozeßqualität sichern. Das Kom-
munikationskonzept und die angewandten Methoden, die globalen und
spezifischen Zielformulierungen und die zeitliche Dauer und Häufigkeit sind
festzulegen.

Die Sicherung der Ergebnisqualität unter Verwendung der entwickelten Eva-
luationsmethoden  und die Erarbeitung der Projektdokumentation, die zu-
mindest innerhalb des Netzwerkes veröffentlicht wird, schließen ein Netz-
werkprojekt ab.
In dem folgenden Schaubild sind die wesentliche Qualitätskriterien für
Prävention skizziert:

„personale Kommunikation“
der Präventionskräfte

Partizipationsanreize 
und -chancen

Prozeßqualität

Langfristigkeit, aufeinan-
der aufbauende Einheiten

Methodenvielfalt

Informationsvermittlung:
– des speziellen Präventionsthemas
– seines allgemeinen Zusammenhanges
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Netzwerke in der Jugendhilfe aufbauen

Die lebhafte Diskussion anläßlich der Fachtagung „Patentrezept Vernet-
zung?!“ verdeutlichte, daß die Fachkräfte der Jugendhilfe Prävention sehr
wohl als eine Aufgabe verstehen, die nur in Kooperationssystemen mit Erfolg
umzusetzen ist. Ebenso deutlich wurde aber auch, daß die Erfahrung von
schier endlosen Arbeitskreissitzungen mit minimalen Ergebnissen für die ei-
gene Tätigkeit abschreckend wirken und entsprechende Zeitreserven in den
Einrichtungen nicht mehr verfügbar sind. Auf der Suche nach weiteren Part-
nern tritt eine zusätzliche Schwierigkeit auf: Wenn Vorbeugung als Gemein-
schaftsaufgabe betrachtet wird, eben weil alle relevanten Kräfte im Umfeld
der Jugendlichen sinnvoll einzubeziehen sind, wird das „Netzwerk Präventi-
on“ so komplex, sind so viele Partnerschaften anzusprechen, daß keine
brauchbaren Resultate erwartet werden.

Prof. Langnickel weist in seinem Beitrag in diesem Heft auf die vielfältigen
Möglichkeiten hin, Netzwerke zu gestalten. Eine Entscheidung kann m. E. nur
vor dem Hintergrund einer konkreten Aufgabenstellung getroffen werden.
Das Netzwerk Vorbeugung im Rheinisch-Bergischen Kreis, kurz „RegioNet
e.V.“, beispielsweise besteht aus über fünfzig einzelnen Mitgliedern. Als dia-
gonale Vernetzung stellt es sich jedoch nicht den Anspruch, zu jedem Vor-
beugungsbereich zu einer dezidierten Definition und Meinung zu kommen.
Netzwerke dieser Größe und thematischen  Breite leben von ihrer Vielfalt.
Unterschiede aushalten und Gemeinsamkeiten nutzen steht als erste Aufga-
be über diesen neuen Verbindungen. (vgl. Hahn/Ludwig/Rijntjes, S. 125 ff.)

Horizontale Netzwerke verbundener Arbeitsfelder

Netzwerke in der Jugendhilfe zu bilden bedeutet in erster Linie, horizontale
Verbindungen herzustellen und zu nutzen. Die offene Jugendarbeit, die Kin-
dertagesstätten und Hortgruppen, die Hausaufgabenhilfen und viele ande-
re Anbieter am Ort sind aufgefordert, eigene  arbeitsfeldbezogene Teilnetz-
werke zu bilden. Diese Basisnetzwerke der Jugendhilfe erarbeiten eigene
Zieldefinitionen und Aufgabenbeschreibungen und entwickeln geeignete
Formen der örtlichen Zusammenarbeit.

Aus der Sicht der Prävention gesehen muß das Ziel sein, Programme für be-
stimmte Einrichtungstypen wie etwa Jugendzentren oder altersgemischte
Kindertagesstätten eines Wohnbezirkes unter eines der genannten Themen
zu konzeptualisieren. Netzwerke der Vorbeugung sind somit „Stabsstellen“,
die ihr aus der Einzelkompetenz ihrer Mitglieder entstehendes Know-how in
die Arbeitsfelder einbringen.

Ergebnisse von Netzwerken in der Jugendhilfe unter dem Aspekt der
Prävention

Mit der Entwicklung eines (Vorbeugungs-) Programmes durch die Zusam-
menarbeit der Teilsysteme lassen sich die Angebote in ihrer Qualität und 

Gemeinsamkeiten
nutzen
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Effizienz wesentlich steigern. Mehr Kinder und Jugendliche werden bei re-
duziertem Aufwand erreicht, die örtlich bezogenen Vorkenntnisse der
Präventionsteams sind reichhaltiger – und für mehrere Veranstaltungen in
verschiedenen Einrichtungen nutzbar. Die Individualität der einzelnen Ein-
richtung, die sich wesentlich durch ihre Besucher/-innen definiert, bleibt als
zentrales Planungsmoment dabei weiterhin erhalten.

Auf der Grundlage der erarbeiteten thematisch-inhaltlichen Eckdaten (bei-
spielsweise: Welche Informationen müssen konktret vermittelt werden?) und
der festgelegten Qualitätsstandards können verfügbare Erfahrungen der
Mitarbeiter/-innen im Viertel, Einsichten und Einschätzungen, konstruktiv
genutzt werden. Die Beteiligung der Einrichtungsmitarbeiter/-innen eines
ganzen Wohngebietes konkretisiert die Bedarfsfestellung und präzisiert das
Handlungskonzept. Soweit die Träger und die Mitarbeiter/-innen dies zulas-
sen, und hierzu wird künftig immer stärker eine zwingende Notwendigkeit
entstehen, zählt hierzu auch das Einspeisen von Kontakten zu Unterstützern
aller Art in das Netzwerk.

Sozialräumliche Vernetzung der Jugendhilfe ist ein Instrument, (nicht nur)
die Qualität des präventiven Anteils der Angebote deutlich zu steigern. Be-
zogen auf die einzelnen Beteiligtengruppen entstehen neue Ressourcen, die
in einem sich gegenseitig bedingenden und unterstützenden Kontext wirk-
sam werden.

Im folgenden sind nur einige Ergebnisse einer konsequenten Vernetzung in
der Jugendhilfe aufgeführt.

Ergebnisse für die Zielgruppen

Die Kinder und Jugendlichen als Besucherinnen und Besucher der Einrich-
tungen der Jugendhilfe finden erleichterten Kontakt und Bezug zu weiteren
Ansprechpartnern. Angesichts der Tatsache, daß viele Fachkräfte in der
Prävention an Beratungsstellen (etwa Drogenberatung, AIDS-Beratung oder
Erziehungsberatung) angeschlossen sind oder in enger Abstimmung mit
diesen arbeiten, werden die Wege für die Jugendlichen wesentlich kürzer
und leichter gangbar. Nicht zu unterschätzen ist die Tatsache, daß Hemm-
schwellen im wesentlichen durch persönliche Kontakte vor dem Beginn eines
Beratungsprozesses abgetragen werden.

Die Attraktivität der Einrichtung nimmt in dem Maße zu, in dem sich die An-
gebotspalette erweitert. Eine Kindertagesstätte oder ein Jugendhaus mit ei-
nem vielschichtigen Programm aus Treffpunkt, Spielraum und Projekten aller
Art spricht an, bietet Alternativen zu kommerziellen Angeboten, Fernsehen
und Computer oder „losen Cliquen“ mit wenig „Action“. Über ein erstmals
besuchtes Angebot finden Jugendliche auch weiterhin in die Einrichtung.

Ein weiterer Vorteil einer Vernetzung kann entstehen, wenn die Einrichtun-
gen sich bereit erklären, auch ihre Gruppenangebote in bestimmten Berei-
chen miteinander zu planen. Oftmals gleichen sich die Angebote, beispiels-

Erfahrungen 
bündeln und

Gesamtstrategie
entwickeln 

Attraktivität 
erhöhen
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weise der Jugendhäuser, so sehr, daß sie sich die „Kundschaft“ gegenseitig
entziehen. Oftmals begründet in der Notwendigkeit, die einmal angeschaff-
ten und teuer bezahlten Gerätschaften wie den Tonofen oder die Holzwerk-
statt nun auch nutzen zu müssen, werden die Gruppen trotz deutlicher „Un-
terbelegung“ aufrechterhalten. Die wechselseitige Nutzung dieser Anlagen
von verschiedenen Einrichtungen und Trägern käme sowohl den interessier-
ten Jugendlichen wie den Einrichtungen zugute.

Der „begleitete Besuch“ einer anderen Einrichtung mit dem Ziel, dort ein be-
stimmtes Hobby ausüben zu können oder ein interessantes Angebot (von
Musik bis Diskussion) annehmen zu können, trägt dazu bei, Vorurteile ab-
zubauen und Toleranz gegenüber anderen Jugendlichen zu entwickeln. 

Ergebnisse für die Fachkräfte in den Einrichtungen

Das Anforderungsprofil an Erzieher/-innen und Sozialpädagogen und 
-pädagoginnen gleicht dem eines „Allroundspielers“. Es wird erwartet, daß
sie auf der Grundlage von Einzelfallhilfe und sozialer Gruppenarbeit die Ein-
richtung im Stadtteil oder im Nahbereich „unter Dampf“ halten. Diese Er-
wartung richtet sich sowohl darauf, das jeweilige Standardprogramm auf-
rechtzuerhalten, als auch auf die Entwicklung und Durchführung von Pro-
jekten zu aktuellen Themen, wie z.B. zur AIDS-Problematik Mitte der achtzi-
ger Jahre. Wird diese Aufgabe in vielen Einrichtungen auch oftmals in be-
wundernswerter Weise gelöst, so werden doch die besonderen Interessen
und Fähigkeiten der Mitarbeiter/-innen nicht immer genutzt.

Im Rahmen von horizontalen Netzwerken entstehen den Fachkräften Chan-
cen, das eigene Profil weiterzuentwickeln. Die besonderen Interessen und
Fähigkeiten, oftmals durch Aus- und Weiterbildung zusätzlich qualifiziert,
können in der pädagogischen Praxis verfeinert und dienstbar gemacht wer-
den. Vorraussetzung hierzu ist jedoch, daß Mitarbeiter/-innen innnerhalb ei-
nes Netzwerkes sowohl von ihren Anstellungsträgern als auch von den Auf-
sichtsbehörden zuerkannt wird, zeitweise auch in anderen Mitgliedseinrich-
tungen zu arbeiten. Da dies letztlich ein „Tauschhandel“ ist, der nur funktio-
niert, wenn die Rechnung des „Gebens und Nehmens“ aufgeht, ist er mit
keinerlei finanziellen Risiken verbunden.

Auf diesem Wege ist jedoch die Attraktivität der Einrichtung durch eine Pro-
grammerweiterung deutlich zu steigern, die Einrichtung öffnet sich gegenü-
ber Anregungen von außen, und ein palettenreiches Programmangebot
kann effizient sichergestellt werden.

Ergebnisse für die Arbeitsfelder

An mehreren Stellen fordert das Sozialgesetzbuch eine Zusammenarbeit der
Träger der Jugendhilfe. Aus der Arbeitsanforderung der einzelnen Bereiche
kann dieser Forderung nur allzu gerne nachgekommen werden.

Kompetenzen 
besser nutzen
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Die Mitarbeiter/-innen einer Region stellen im Verbund mit ihrer sächlichen
Ausstattung und ihren Trägervereinen/Anstellungsträgern ein enormes Po-
tential qualitativer Ressourcen. Die in der Sache effektive und in der Finan-
zierung effiziente Nutzung dieser Ressourcen ist zweifelsfrei eine der wich-
tigsten Aufgaben der Zukunftssicherung in der Jugendhilfe.

Bei aller Notwendigkeit, neben den öffentlichen Mitteln auch private Mittel
aus Sponsoring, Fundraising oder Stiftungen zu aquirieren: Die Ausnutzung
vorhandener Ressourcen darf  hierbei nicht übersehen werden. Die vorhan-
denen Mittel und Ausstattungen optimal zu nutzen, senkt die Kosten in Be-
zug zu der erbrachten Leistung und profiliert den gesamten Fachbereich als
Bestandteil einer innovativen und zeitgemäß geführten sozialen Dienstlei-
stung. 

Netzwerke müssen gesteuert werden

In anderen Beiträgen dieser Ausgabe wird bereits auf die Steuerungsinstru-
mentarien von Netzwerken eingegangen. Auch in der Jugendhilfe stehen
Netzwerke vor dem Problem, daß sie einerseits nur in einem möglichst um-
fangreichen, selbstgesteuerten dynamischen Prozeß ihr kreatives Potential
entwickeln können, zugleich jedoch einer Struktur und einer verbindlichen
Ansprechbarkeit bedürfen. Diese Struktur stellt sich aller Erfahrung nach
zunächst über Personen ein, die sich als Motoren der Vernetzung engagie-
ren. Wer nun kann in Netzwerken der Jugendhilfe diese Funktion ausüben?

Hierbei ist nochmals auf die verschiedenen Arten der Vernetzung Bezug zu
nehmen. Ein horizontales Netzwerk beispielsweise der offenen Jugendein-
richtungen kann auch nur aus deren Reihen entstehen und erfolgreich auf-
rechterhalten werden. Eine Steuerung von oben, also über die örtlichen Ju-
gendämter, enthält die Gefahr unnötiger Distanz zum Alltag des Arbeitsfel-
des.

Die Mitarbeiter/-innen in den Einrichtungen selbst sind demnach gefordert,
sich für neue Arbeitsformen zu öffnen, den Blick für das gesamte Arbeitsfeld
zu schärfen und neue Kooperartions- und Angebotsformen auszuprobieren.
Mit der gestiegenen Verweildauer der Beschäftigten in den Einrichtungen
verfügen diese über hohe Erfahrungen in der Programmentwicklung und
Realisation, in kurzfristigen Kooperationen und langfristigen Arbeitskreisen,
in der Leitung von Einrichtungen und der Steuerung von Prozessen. Junge
Kolleginnen und Kollegen lernen bereits in ihrer Ausbildung Formen der Zu-
sammenarbeit  kennen und in ihre Arbeitspraxis zu integrieren. Sie sind mo-
tiviert und bereit, das gesamte Arbeitsfeld konstruktiv zu kritisieren.

Regionale Netzwerke aus einem Guß

Die entworfenen Netzwerke der Jugendhilfe werden um so wirksamer und
effektiver, je mehr sie Bestandteil einer in sich zusammenwirkenden Ge-
samtstruktur sind.

Vorhandene 
Ressourcen 

optimal einsetzen

Motoren der 
Vernetzung
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Gleiches gilt für die Netzwerke der Vorbeugung. Als diagonale Verbindun-
gen ist es ihre Aufgabe, Erfahrungen, Kompetenzen und Materialien zu bün-
deln und diese den Bewohnern und Bewohnerinnen der Region direkt oder
über die Zusammenarbeit mit Institutionen anzubieten.

Die Aufgabenstellungen der einzelnen Vernetzungssysteme unterscheiden
sich deutlich. Und dennoch sind sie eng miteinander verzahnt. Ein jedes Sy-
stem braucht des anderen Leistung. Ein zentrales Moment in der Entwick-
lung einer Regionalstruktur kommt damit der Kommunikation zwischen den
Teilbereichen zu. Die Ergebnisse der Subsysteme haben Relevanz für das Ge-
samte und müssen somit transparent und erreichbar sein. Aus diesem Grun-
de bedarf es einer zentralen Koordination in der Region, die Netzwerke initi-
iert, berät und begleitet.

Herbert Rijntjes ist Dipl. Sozialpädagoge, Gründungsvorstand „RegioNet - Netzwerk Vorbeugung
im Rheinisch-Bergischen Kreis e.V., Geschäftsführer des Modellprojektes „Präventionsprojekte mit
Jugendlichen im regionalen Netzwerk RegioNet e.V“, das durch die „Stiftung Deutsche Jugend-
marke e.V.“ gefördert wird.

Anschrift: Herbert Rijntjes
c/o Regionet e.V.
Refrather Weg 30-36
51469 Bergisch Gladbach
Tel.: 0 22 02 - 13 24 32
Fax: 0 22 02 - 13 68 33

Zum Autor
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Formen und Funktionen sozialräumlicher Vernetzung

Heinz Altena

Eine Möglichkeit, die Vielzahl und Vielfalt vorhandener örtlichen Potentiale
zu organisieren und zu institutionalisieren, ist der Zusammenschluß zu ei-
nem gemeinsamen Gremium. Solche Versammlungen nennen sich Runde Ti-
sche, Arbeitskreise oder Stadtteilkonferenzen. 

Die Minimalanforderungen an eine Ortsteil- bzw. Wohngebietsinstitution
sind die auf Dauerhaftigkeit angelegte Arbeitsweise und die längerfristige
Teilnahme eines festen Personenkreises. Beide Postulate bilden die Grundla-
ge, um einen Kreis von Menschen zu etablieren, der sich kennenlernt, von
anderen weiß und mit anderen umgehen kann.

Die Gründungsidee basiert häufig auf der Erkenntnis, daß einzelne Perso-
nen, Gruppen oder Einrichtungen den Aufgaben und Anforderungen in ih-
rer Arbeit oder ihrem Stadtteil nicht adäquat begegnen können. Isoliertes
Handeln ist häufig kontraproduktiv. Manche Angebote oder Termine wurden
doppelt angeboten bzw. belegt. Die Kenntnis anderer Aktivitäten läßt sich zu
einem Bündel abgestimmter Maßnahmen zusammenfassen.

Stadtteilkonferenzen können sich gerade dadurch auszeichnen, daß sie tra-
ditionelle Grenzen überschreiten. Ihre horizontale Ausrichtung verbindet die
verschiedenen weltanschaulichen und religiösen Strömungen. Der Wunsch
nach Unabhängigkeit ignoriert jedoch nicht die jeweiligen primären Bin-
dungen. Vielmehr gelingt es häufig, neue Ressourcen über alte Kontakte zu
erschließen.

Die neuen Institutionen bergen aufgrund ihres räumlichen Bezuges eine
neue Qualität in kommunal-adminstrativen Kontexten. Sie wirken als lokale
Instanz ebenso wie als intermediäres Forum. Sie können als Scharnier zwi-
schen den unterschiedlichen Lebenswelten der Bewohner/-innen einerseits
und den politisch-administrativen Akteuren andererseits angesehen werden.

Bei der konkreten Installation und Organisation tun sich allerdings häufig ge-
nug ungeahnte Schwierigkeiten auf. Sie lassen sich grob über drei Frage-
komplexe erschließen:

1. Welche Funktion kann eine Stadtteilkonferenz haben? Welchem Zweck
dient sie? Was ist ihr Nutzen?

2. Wer soll teilnehmen? Welche Themen werden bearbeitet? Wie ist die
Legitimation eines solchen Gremiums zu beurteilen?

3. Wo tun sich Probleme auf? Welche innere und äußere Form soll ge-
wählt werden? Welche Konstitution ist für welchen Zweck geeignet?
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1. Funktionen von Vernetzung

Die möglichen Funktionen der örtlichen Zusammenkünfte können  plakativ
über 14 Funktionen beschrieben werden, die idealtypische Merkmale einer
Stadtteilkonferenz darstellen. Sie sollen nicht als unabdingbar notwendige
oder hinreichende Definition verstanden werden. Jeder stadtteilübergreifen-
de Ansatz muß vor dem Hintergrund der konkreten lokalen Gegebenheiten
gesehen und bewertet werden. 

Die folgende Beschreibung der einzelnen Positionen hat ausschließlich er-
läuternden Charakter. Jede Einrichtung und jede/r potentielle Teilnehmer/in
muß für sich eine Wertanalyse vornehmen. Erst danach kann er/sie/es ent-
scheiden, welche Funktionen für die Arbeit sinnvoll sind. Nur ein bewußtes
und gewolltes Einlassen kann zu einer fruchtbaren Vernetzung führen. Ein
bloßes „Schau´n wir mal“ ist eher destruktiv und auf Dauer schädlich. 

1. Kennenlernen: Das Miteinanderbekanntmachen ist ausgesprochen
nützlich. Es hilft Schranken zwischen Institutionen, Gruppen und Per-
sonen abzubauen und damit die häufig vorhandenen Ängste und Vor-
urteile zu revidieren (oder zu bestärken).

2. Kommunikation: Im Gespräch werden Meinungen und Haltungen
ausgetauscht. Positionen werden profilierter und verständlicher. Lob
und Tadel braucht nicht aufgestaut, sondern kann zielgerichtet an die
Frau oder an den Mann gebracht werden.

3. Kontaktaufnahme: Eine „Face to Face“-Situation ermöglicht einen re-
lativ problemlosen Erstkontakt. Gerade für eine horizontale Ausrich-
tung der Vernetzungsarbeit ist eine niederschwellige Kontaktfindung
angezeigt. 

4. Koordination: Einzelne Aktivitäten und ganze Arbeitsbereiche können
aufeinander abgestellt werden. Damit lassen sich personelle und säch-
liche Ressourcen bündeln und zielgerichteter einsetzen.

5. Kooperation: In vielen Fällen wird es sich als nützlich erweisen, ge-
meinsam bestimmte Anliegen vorzubringen oder konkrete Aufgaben
zusammen mit anderen zu erledigen. Dies kann zwischen Institutionen
oder Personen zu spontanen oder längerfristigen Verbindungen
führen. Funktionierende Koordinations- und Kooperationsstrukturen
helfen wiederum, andere und anderes exakter wahrzunehmen und
konstruktiv miteinander umzugehen.

6. Konkretion: Koordinations- und Kooperationsstrukturen lassen sich
leichter aufbauen und festigen, wenn die Erfahrung konkreter Gemein-
samkeit gemacht wurde. Es sind nicht die großen Entwürfe, die ver-
trauensbildend wirken, sondern die kleinen Schritte und erlebbaren
konkreten Projekte. 

7. Konkurrenzabbau: Institutionen und dort beschäftigte oder engagier-
te Mitarbeiter/-innen stehen ständig unter ungeheurem Anforderungs-
und Legitimationsdruck. Konkurrenzen sind im lokalen Bereich unver-
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meidlich und in vieler Hinsicht durchaus zuträglich. Um aber die nega-
tivsten Auswüchse solcher Konkurrenzsituationen, wie Neid, Mißgunst
oder gar Denunziationen, zu vermeiden, brauchen die Menschen einen
relativen „Schonraum“ zur Austragung ihrer Ansprüche und Ängste.

8. Konsensbildung: Stadtteilkonferenzen bieten die Möglichkeit, wider-
sprüchliche, sich ergänzende oder übereinstimmende Ansichten offen-
zulegen und wenn nötig oder sinnvoll einem Minimalkonsens zuzu-
führen.

9. Konfliktaustragung: In allen Institutionen, ob Familie oder Nachbar-
schaft, Schule oder Kirche, Stadt oder Land, sind Konflikte an der Ta-
gesordnung. Sie abzuschaffen oder zu ignorieren, wäre ein wenig hilf-
reiches Unterfangen. Was gelingen kann und sollte ist allerdings, das
Niveau des Konfliktaustauschs erträglich zu gestalten. Dazu braucht es
Formen und Räume. Die Institution „Stadtteilkonferenz“ ist ein Ort, er-
trägliche Form zu üben.

10. Kräftebündelung: Ob Konsens oder Konflikt – manchmal ist die Bün-
delung aller stadtteilrelevanten Kräfte unverzichtbar. Es bestehen häu-
fig genug manifeste oder latente Bedrohungen, die nur gemeinsam zu
meistern sind.

11. Konzeptdiskussion: Stadtteilengagement sollte nachvollziehbar sein.
Ob große oder großartige Gesamtanalysen und -konzepte oder kleine,
bescheidene Zielgruppenarbeit – notwendig und sinnvoll scheint ein
reflektiertes Planen und Vorgehen. Eine Diskussion alter und neuer
Maßnahmen und Überlegungen ist häufig Garant für ein erfolgreiches
Unterfangen. Möglichen Enttäuschungen kann somit vorsorglich be-
gegnet werden.

12. Kontrolle: Eine wenig geliebte Maßnahme, sowohl bei Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern als auch bei sozialen Dienstleistungen insge-
samt. Kontrolle wird häufig gleichgesetzt mit Schnüffelei, Maßrege-
lung und Kompetenzbeschneidung. Kontrolle, positiv gewendet, kann
auch eine unterstützende und bestärkende Wirkung haben. Hinweise,
auch kritische, aus dem Kreis der Stadtteilkonferenz dienen letztlich zur
Überprüfung professionellen Handelns.

13. Kollegiale Beratung: Die dezentrale Arbeitsweise verschiedener Dienste
führt zu einer Lösung von ihren „Mutterhäusern“. Es fehlen damit die
Nestwärme und der alltägliche Austausch. Die Anforderungen vor Ort
sind i. d. R. größer. Um so mehr ist ein kollegiales Feedback erforderlich.

14. Klatsch und Tratsch: Trotz aller Wichtigkeit und Ernsthaftigkeit, mit der
die Menschen bei der Sache sind, darf die Entlastungsfunktion derarti-
ger Treffen nicht unterbewertet werden. Dem Arbeitsalltag enthoben,
kann sich ein Klima (häufig in Pausen und am Ende der Veranstaltung)
entwickeln, das einen Austausch von amüsanten, intimen und skan-
dalösen Geschichten begünstigt.
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2. Formen der Vernetzung 

Form und Inhalt (Funktion) einer sozialräumlichen Vernetzung sollten im-
mer im Zusammenhang gesehen werden. Gibt es eine Verständigung über
das „Was“, wird sich die Frage nach dem „Wie“ beantworten lassen. Die fol-
gende Übersicht zeigt, welche Formen denkbar sind. Vorweg: Die ideale
Form gibt es nicht. Alle Formen haben ihre Vor- und Nachteile.

1. Ein zeitlich befristetes und inhaltlich konkretes Anliegen läßt sich si-
cherlich am leichtesten realisieren. Bei der Planung und Durchführung
eines Stadtteilfestes arbeiten alle auf ein relativ klares Ziel hin. Aufga-
ben lassen sich delegieren. Die Nützlichkeit der Kooperation ist direkt
spürbar. Die gemeinsame Aktion trägt dazu bei, das „Wir-Gefühl“ zu
stärken. 

Ein ähnliches Gefühl läßt sich herstellen, wenn ein gemeinsamer Feind
entdeckt wird. Klassische Angebote in dieser Richtung sind: die Orts-
teilpolitik der Stadt, die Präsenz der grauen Wölfe, die Dreckschleuder
des benachbarten Unternehmers oder das Schließen der Poststelle. Oh-
ne Mühe wird ein Aktionsbündnis geschlossen. Doch so schnell, wie es
zustande kam, löst es sich auch wieder auf, wenn das Feindbild ver-
blaßt. 

2. Institutionenvertreter/innen und Bürger/innen treffen sich mehr oder
weniger regelmäßig zu mehr oder weniger spannenden Runden, wo-
bei mehr oder weniger alles besprochen werden kann. Es fehlen Ver-
bindlichkeiten und oft die einfachsten Regeln (Protokollführung, Mo-
deration, Ziele).

Formen Beispiele/Erläuterung

1. pragmatisch Vorbereitung und Durchführung eines Stadtteil-
festes, AGs zu relevanten, brisanten Themen

2. institutionell, Stadtteilkonferenz ohne Regelwerk und Verbind-
locker lichkeit, Laissez-faire-Prinzip

3. institutionell, Stadtteilkonferenz mit Geschäftsordnung
geregelt

4. institutionell, Formale Delegation aus verschiedenen organisa-
neu torischen Zusammenhängen mit definiertem 

Ziel/Auftrag

5. personell, neu Gründung eines Bürgervereins als juristische 
Person

6. politisch Kooperation bzw. Konflikt mit „wahllegitimier-
ambitioniert ten“ Gremien (Bezirksausschuß)
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Es herrscht eine gewisse Anarchie. Ein solches Klima eignet sich, um
Frust abzubauen, Schuldige zu suchen und Vorurteile zu pflegen. Kon-
struktive Ansätze beginnen meist mit den Worten „Wir sollten
mal...“und damit enden sie dann auch.

3. Hier schlägt das Herz eines jeden „Gremienhengstes“. Tagesordnung,
Einladungsfristen, Wahlen, Abstimmungen, Geschäftsordnungsdebat-
ten sind das Salz in einer solchen Gremiensuppe. Der Lustgewinn liegt
für manche in der Sache selbst. Lokalfürsten haben endlich (noch) eine
Bühne zur Selbstdarstellung. Schnell wird der eigentliche Sinn und
Zweck des Ortsbündnisses vergessen. Die Kraft verschleißt sich im For-
malen. Die Sitzungen sind lang und haben bald keinen Unterhaltungs-
wert mehr.

4. Mehrere Institutionen (mindestens zwei) schließen sich für einen be-
stimmten Zweck zusammen, um ein gemeinsames Ziel zu erreichen.
Zur Realisierung dieses Anliegens wird eine neue Organisation ins Le-
ben gerufen. 

Beispielsweise könnten die Arbeiterwohlfahrt (AWO), ein gemeinnützi-
ger Verein (e.V.) und die evangelische Kirchengemeinde auf die Idee
kommen, sich der Probleme von ausländischen Jugendlichen anzuneh-
men. Hierzu wird ein neuer Verein gegründet. Inwieweit dieses Unter-
fangen erfolgreich ist, hängt von vielen Faktoren ab und ist im Einzel-
fall zu prüfen. Konflikte könnten entstehen, wenn die jeweiligen „Müt-
ter“ in Konkurrenz zum gemeinsamen „Kind“ geraten.

5. Nicht Institutionen, sondern Personen schließen sich zu einer neuen
Organisation, z. B. zu einem Bürger- oder Förderverein zusammen. Vor-
teile einer solchen Konstruktion sind u.a. die basisdemokratischen
Strukturen, eine relative Klarheit über Zwecke und Ziele und die Rechts-
fähigkeit (Spendenbescheinigung und Trägerschaft eigener Projekte).

Jedoch sollten auch einige mögliche Nachteile nicht verschwiegen wer-
den. Diese bestehen in einer Formalisierungsgefahr, in der Ortsbor-
niertheit und in einer potentiellen Stromlinienförmigkeit.

6. Etwas außerhalb der Systematik ist der letzte Aspekt institutionell-rä-
umlicher Vernetzung angesiedelt. Früher oder später taucht in Stadt-
teilgremien/Stadtteilkonferenzen immer die Frage auf: Welche Mög-
lichkeiten haben wir eigentlich, (politisch) Einfluß zu nehmen? Und
immer wieder wird es hierzu zwei Meinungen geben. Zum einen: Das
Gremium hat keine Legitimation. Einzig die gewählten Vertreter/innen
und deren Gremien (Bezirksausschuß, Jugendhilfeausschuß, Rat usw.)
sind berechtigt, über den Ortsteil und für die dort lebenden Menschen
zu beraten und zu entscheiden. Zum anderen: Stadtteilkonferenz ist ei-
ne neue Form der Mitbestimmung und Mitgestaltung. Die traditionel-
len Politiken haben versagt. Die Akteure vor Ort sind kompetent und
mündig. Ihnen steht das Recht zu, sich direkt einzumischen.
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3. Probleme der Vernetzung

Nachdem schon die Funktionen und die Formen von örtlicher Vernetzung
vielfältig und komplex sind, sollen abschließend noch einige grundsätzliche
Probleme angesprochen werden. 
Eine sicherlich nicht vollständige Liste von Fragestellungen zeigt noch ein-
mal, daß es den Königsweg der Vernetzung nicht gibt.

Problem der räumlichen Zuordnung
Wie werden die territorialen Grenzen bestimmt? 
Wer oder was gehört zum Gebiet, obwohl es „außen“ angesiedelt ist?

Problem der sachlichen Zuordnung
Welche Strukturen, Inhalte, Aufgaben sollen bearbeitet werden?
Welcher Grad von Fachlichkeit soll erreicht werden?

Problem der institutionellen Zuordnung
Welche Institutionen, Verbände, Vereine, Parteien usw. sind involviert?
Wer vertritt die jeweilige Organisation mit welcher Kompetenz?

Problem der personellen Zuordnung
Welche Kommunikationsform herrscht vor?
Wer nimmt mit welcher Motivation teil?

Problem der Legitimation
Welche Funktion/Rolle kann eine Stadtteilkonferenz haben?
Welche Relevanz haben Beschlüsse?
Welche autonomen Ressourcen stehen zur Verfügung?

Mancher Leserin/manchem Leser mag meine Darstellung zu negativ und zu
wenig handlungsrelevant ausgefallen sein. Vielleicht sollten die „Probleme“
durch „Chancen“ ersetzt werden, dann sieht die Sache schon etwas freund-
licher aus. Diejenigen aber, die ein fertiges Rezept erwartet haben, muß ich
enttäuschen; denn: Vernetzung ist zwar gut und schön, aber auch schwierig.
Meine praktischen, persönlichen Erfahrungen in diesem Bereich liegen auf
einer Emotionsskala zwischen himmelhoch jauchzend und tief betrübt. Den
grenzenlosen Optimisten rate ich deshalb zu gebremster Euphorie, und den
ewigen Pessimisten rufe ich zu: „try it“.  
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„Ehrenamtlichkeit – Planstellenersatz oder 
Partizipationschance?“

Monika Schneider

Einiges deutet darauf hin, daß es sich beim Verhältnis derjenigen, die ehren-
amtlich tätig werden, und derjenigen, die bezahlte soziale Arbeit leisten,
nicht unbedingt um eine Liebesbeziehung handelt. Immer dann, wenn die
beiden Gruppen aufeinandertreffen, bestimmen Vorbehalte und Argwohn
die Diskussion. Selten geht man auseinander mit dem Gefühl, an einer ge-
meinsamen Sache zu arbeiten. Dabei ist die bundesrepublikanische Land-
schaft sozialer Arbeit weder ohne die einen noch ohne die anderen denkbar. 

Die Frage der Kompetenzen wird bei solchen Treffen schnell in den Ring ge-
worfen. Welche Fertigkeiten und Kenntnisse besitzt denn nun der „soge-
nannte“ Profi nach immerhin sieben und mehr Semestern Studium an einer
anerkannten Fachhochschule? Was zeichnet ihn/sie aus gegenüber dem frei-
willigen Engagement des Bürgers/der Bürgerin? Oft genug geraten das ei-
gene Selbstverständnis, die berufliche Identität von Sozialarbeitern aus dem
Gleichgewicht, wenn sie sich mit engagierten und guten Freiwilligen kon-
frontiert sehen. Vielfach sind weder der eigene Auftrag noch die damit ver-
bundene Rolle klar genug, um Position zu beziehen.

Professionelle soziale Arbeit erfordert viele Kenntnisse und Fertigkeiten aus
unterschiedlichen Gebieten. In allen Fachrichtungen (Didaktik/Methodik,
Medienpädagogik, Rechtswissenschaften, Psychologie, Medizin, Politik und
Soziologie) über eine fundierte Grundbildung zu verfügen, macht die Stär-
ke, aber auch die Schwäche des Studiums sozialer Arbeit aus. Von allem ein
wenig, aber nichts ganz. Das bietet zwar eine breite Basis für die vielfältigen
Anforderungen beruflicher Tätigkeit, verführt aber auch dazu, ein geringes
Selbstbewußtsein zu entwickeln.

Auch ehrenamtliche Arbeit kommt langfristig nicht ohne Qualifikation für
das spezielle Tätigkeitsfeld aus. Neben fachlichen Kenntnissen sind hier ins-
besondere Reflektionsmöglichkeiten für das eigene Tun erforderlich, um
nicht auszubrennen. 

Für beide Zugänge zum sozialen Engagement entscheidet neben der fachli-
chen auch die persönliche Eignung des Menschen. Es gibt wenige Tätig-
keitsfelder, in denen persönlicher Einsatz, ob nun bezahlt oder unbezahlt, so
entscheidend für die Qualität der Arbeit sind. Es nützt die höchste Fachlich-
keit wenig, wenn man im Kontakt zu den Menschen scheitert. Großes frei-
williges Engagement läuft ohne methodische Qualitäten ins Leere. Für den
Umgang miteinander ist das Dilemma perfekt, wenn keine Klarheit über ei-
gene Stärken und Schwächen herrscht. So gerät die angestrebte Kooperati-
on leicht zu einem Konkurrenzkampf, den letztlich keine Partei für sich ent-
scheiden kann, wenn man die unterschiedlichen Ausgangspunkte bedenkt.

In Zeiten knapper werdender öffentlicher Mittel spitzt sich die Auseinander-
setzung zu. Die soziale Not wächst. An Betätigungsfeldern mangelt es nicht,

42

QS 10 Monika Schneider

Qs 10-RZ  10.05.1999 18:34 Uhr  Seite 42



43

QS 10Monika Schneider

wohl aber an materiellen Ressourcen, diese zu ermöglichen. Nicht wenige
Professionelle sehen in der starken Förderung ehrenamtlichen Engagements
durch die öffentliche Hand eher eine Bedrohung ihrer Arbeitsplätze als einen
qualitativen Sprung. Dabei muß man ehrlicherweise zugeben, daß Teile des-
sen, was heute von Professionellen geleistet wird, auch von engagierten Lai-
en übernommen oder zumindest unterstützt werden kann. Jedoch wäre es
unredlich, ihnen das ganze Feld zuzumuten. Die Abschaffung von Hilfesy-
stemen ist weder denkbar noch gewollt. Für die Zukunft wird es nicht gehen,
ohne Prüfung und Definition ihrer Aufgaben und Tätigkeitsfelder. Ehrenamt-
lichkeit alleine ist nicht der Ausweg aus der Krise des Sozialstaates. Zudem es
nicht danach aussieht, als gäbe es eine unendliche Menge an Menschen, die
bereit sind und in der Lage wären, unbezahlt verantwortliche Tätigkeiten zu
übernehmen. 

Wie so oft, ist der Weg eher in der Mitte zu finden. Ein gutes, kritisches Mit-
einander beider Gruppen ist eine Bereicherung sozialer Arbeit. Hierfür be-
darf es beidseitiger Anstrengungen. Ehrenamtlichkeit beinhaltet die Mög-
lichkeit zur Partizipation sowohl für die Ehrenamtlichen als auch für die
Hauptamtlichen. 

„Gemeinschaftsfunktionen können entweder entstehen, weil man sich der
Notwendigkeit bewußt ist, untereinander Kontakt zu haben, oder weil man
vor konkreten Aufgaben steht, die sich nur mit Hilfe gemeinsamer Kraftan-
strengungen bewältigen lassen. Es ist wichtig, daß Netzwerkpersonen ein-
ander etwas geben können (...). Das Zusammensein mit anderen Menschen
gehört geregelt. Dazu muß man die Leute zusammenbringen, damit sie
durch Kommunikation miteinander gemeinsame Wertvorstellungen ent-
wickeln können, aus denen dann Normen und Werte entstehen.“ 

Der Zusammenschluß in sozialen Netzwerken ist ein naheliegender Schritt
zur gegenseitigen Bereicherung und Qualitätssicherung.

Monika Schneider ist Sozialpädagogin, Vorsitzende des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit in
Köln und seit mehreren Jahren in der Gemeinwesen- und Bildungsarbeit tätig.

Anschrift: Monika Schreiber
Mathias Schleiden Straße 5
50735 Köln
Tel.: 02 21 - 76 31 43
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Qualität durch Kooperation – eine begründete Hoffnung?

Mike Seckinger

Das Thema Kooperation bekommt in der Jugendhilfediskussion einen immer
bedeutenderen Platz, nicht zuletzt wegen den immer knapper werdenden
Ressourcen in den Kommunen. Auf der Suche nach Wegen zur Effizienz- und
Effektivitätssteigerung erscheint Kooperation als Königsweg. Kooperation
und Vernetzung stellen für nahezu jede der Handlungs- bzw. Strukturmaxi-
men des achten Jugendberichts (Prävention, Regionalisierung, Alltagsorien-
tierung, Partizipation und Integration) ein strukturelles Moment dar. Ohne
Kooperation ist die Realisierung der Handlungsmaximen nicht oder zumin-
dest nur sehr erschwert möglich. Dies würde, in Anlehnung an den achten
Jugendbericht, eine Hürde für die Konkretisierung einer lebensweltorientier-
ten Jugendhilfe bedeuten, denn Kooperation, verstanden als konkrete Zu-
sammenarbeit, Einmischung, Vernetzung und Kommunikation, stellt das
Bindeglied zwischen den einzelnen Arbeitsfeldern, Instanzen und Institutio-
nen innerhalb und außerhalb der Jugendhilfe dar.
Besonders im Zusammenhang mit der Diskussion um neue Steuerungsmo-
delle und Qualitätsentwicklung taucht Kooperation als Zauberformel zur Lö-
sung vielfältiger Probleme auf. Beispielhaft sei hier der neunte Jugendbericht
erwähnt, in dem darauf hingewiesen wird, daß „im Interesse einer betroffe-
nenorientierten und kleinräumig angelegten Überprüfung und Weiterent-
wicklung von Angeboten, Diensten und Einrichtungen der Jugendhilfe ...
auch unterhalb der Ebene der Jugendhilfeausschüsse dauerhaft angelegte
Strukturen und Foren der Diskussion und Bewertung von Jugendhilfeleistun-
gen installiert werden (sollten).“ (BMFSFJ, 1994, S. 566)

Im neuesten KGSt-Bericht (3/96) wird die Bedeutung der Kooperation im
Rahmen der Jugendhilfeplanung für die Zielbestimmung und Zielerreichung
in der Jugendhilfe betont. So heißt es in dem Bericht: 

„ In der Vergangenheit wurden Ziele und Strategien vielfach durch eine (ob-
jektive) Planungsstelle festgelegt. Dem unterliegt ein veraltetes und untaug-
liches Planungsverständnis. Jugendhilfeplanung ist heute notwendig ein
fortwährender Abstimmungsprozeß zwischen Politik, Verwaltung und freien
Trägern. Auch fehlen vielerorts noch angemessene Beteiligungsformen für
Kinder, Jugendliche und deren Erziehungsberechtigte.“ (KGST-Bericht 3/96,
S. 8; Klammern im Original)

Auf dem Hintergrund solcher und anderer normativer Erwartungen sowie
der Fachtagung „Patentrezept Vernetzung“ wird in diesem Beitrag die Be-
ziehung der Konzepte Kooperation, Prävention und Qualität reflektiert und
auf mögliche Grenzen und Gefahren von Kooperationen hingewiesen.

Programmdiskussion Kooperation und Qualität

Die Diskussion über Kooperation ist geprägt von normativen Konzepten ge-
treu dem Motto: „Wenn nur alle (damit sind die jeweils Beteiligten gemeint)
miteinander kooperieren würden, dann wäre alles viel besser.“
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Was mit „viel besser“ konkret gemeint ist, wird nicht immer klar, und ob dies
eine Grundhaltung ist, die tatsächlich auf Erfahrungswissen und nicht nur
auf Wunschdenken aufbaut, ist nicht überprüft: Peil und Timm (1981) schrei-
ben beispielsweise, daß Partizipations-, Koordinations- und Kooperationsbe-
ziehungen einen hohen Stellenwert für die „differenzierte Problemwahrneh-
mung und Zieldefinition“ sowie für die „problemadäquate Bedarfssteue-
rung“ erhalten (S. 135). Wright und Shuff (1995) gehen davon aus, daß mit
Hilfe interorganisationeller Netzwerkforschung systembedingte Lücken im
Versorgungssystem erkannt werden können und die Ergebnisse der Netz-
werkforschung wichtige Veränderungshinweise geben werden. 
Bis heute aber gibt es für die Jugendhilfe keine empirischen Erkenntnisse
darüber, ob eine bessere und systematischere Zusammenarbeit der in der Ju-
gendhilfe Tätigen tatsächlich zu einer problemadäquateren Bedarfssteue-
rung und zu einer Verringerung blinder Flecken (=systembedingte Lücken)
führt.
In der  systematischen Vernetzung sozialer Dienste wird auch ein Weg gese-
hen, die Nachteile der starken Ausdifferenzierung sozialer Dienste auszu-
gleichen (vgl. Olk/Otto, 1987, Filsinger/Bergold, 1993). Vernetzung sozialer
Dienste soll sowohl das Maß an Lebensweltnähe vergrößern als auch die
Transparenz über die vorhandene Infrastruktur erhöhen helfen. Krieger geht
noch einen Schritt weiter und behauptet, daß der Nutzen einer zwanghaften
Klärung von Zuständigkeiten immer geringer werde und statt dessen „in
noch weit größerem Umfang als dies heute geschieht, effektivere Kooperati-
onsformen zwischen den verschiedenen Fachdisziplinen zum Zweck der bes-
seren Nutzung der insgesamt vorhandenen Ressourcen im Interesse junger
Menschen“ (Krieger, 1994, S. 116) nötig wären.
Kooperation mit anderen sozialen Diensten oder Personen, die eine wichtige
Funktion für die soziale Infrastruktur haben (z.B. Ärzte, Lehrer), ist für Krie-
ger ein notwendiger Schritt zur Sicherung der Qualität sozialer Arbeit, denn
die Kommunikation mit anderen Beteiligten ist ein wichtiger Mosaikstein zur
Einschätzung der Güte der eigenen Arbeit.
Wesentliche Bestandteile der aktuell diskutierten Qualitätsmanagementkon-
zepte bauen auf Kooperation auf. So wird zum Beispiel im Band 1 der QS-
Reihe des BMFSFJ bereits darauf hingewiesen, daß für die Durchführung der
geplanten Evaluationsstudien im jugendpolitischen Bereich die Kooperation
zwischen freien und öffentlichen Trägern bzw. dem Ministerium unabding-
bar erscheint (S. 15). 
Eine der wenigen Gemeinsamkeiten der inzwischen breit geführten Qua-
litätsdebatte in der Jugendhilfe ist, daß systematische Qualitätssicherung
und -weiterentwicklung einer diskursiven Auseinandersetzung über die zu
erreichenden Ziele bedarf. Es gibt keine objektiven, nicht normativ vorbe-
stimmten Kriterien, anhand derer eine Aufgabenbeschreibung für die Ju-
gendhilfe möglich wäre. Straus betont deshalb, daß Qualitätssicherung als
ein Prozeß zu verstehen ist, „in dem unter Partizipation aller am Prozeß be-
teiligten Fachkräfte und Einrichtungen ein Diskurs organisiert wird, der am
Ende die Explikation von Kriterien erlaubt, an denen die Güte der erbrachten
Dienstleistung überprüft werden kann.“ (Straus, 1997) 

Kulbach geht bei seinen Überlegungen zur Qualitätssicherung noch einen
Schritt weiter. Er sagt nicht mehr nur, das Ergebnis von Kooperation sei gut,
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sondern bereits  Kooperationen zwischen stationären und ambulanten Ein-
richtungen an sich seien gut, da er in ihnen ein Indiz für eine erfolgreiche
Qualitätssicherung sieht (Kulbach, 1996).

Kooperation und Prävention

In den Referaten (vgl. Beiträge in diesem Heft) von Herrn Langnickel und
Herrn Oelschlägel wurden positive Erwartungen an die Kooperation formu-
liert. Langnickel verspricht sich von Kooperationen Synergieeffekte, die Er-
schließung neuer Ressourcen und eine optimale Verzahnung des Hilfeange-
bots. Allerdings betont er, daß zur gelungenen Kooperation eine Reihe von
Kompetenzen notwendig sind. Kooperationen stellen hohe Qualifikationsan-
forderungen (methodische und soziale Kompetenzen; Wissen über Struktu-
ren und Kulturen, der an der Kooperation beteiligten Organisationen; diplo-
matisches und politisches Verhandlungsgeschick) an die einzelnen und
scheinen nur dann dauerhaft möglich zu sein, wenn für alle Beteiligten posi-
tive Effekte zu erwarten sind oder in der Sprache der Wirtschaftswissen-
schaftler formuliert, wenn es berechtigte Gewinnerwartungen gibt, die auch
eingelöst werden. Er sieht Netzwerke als den Ort für die Entwicklung von all-
gemein anerkannten Qualitätsstandards an.
Oelschlägel betont, daß Vernetzung die conditio sine qua non der Gemein-
wesenarbeit sei, denn ein sozialräumlicher Ansatz, der ganz wesentlich vom
Präventionsgedanken bestimmt ist, ließe sich nur durch Kooperationen er-
reichen. Sehr verkürzt kann festgehalten werden: Gemeinwesenarbeit sei das
Managen von Vernetzungen im Sozialraum. Oelschlägel weist aber auch
darauf hin, daß Vernetzung an sich kein Wert sei und man sich immer über-
legen müsse, inwieweit Vernetzung die Selbstbestimmung der einzelnen
Person, die durch diese Arbeit unterstützt werden soll, gefährdet oder gar
beschränkt (vgl. sein Beitrag in diesem Heft).

Prävention wird in „primäre“, „sekundäre“ und „tertiäre“ Prävention unter-
schieden (Caplan, 1964). Primärprävention ist eher problemunspezifisch,
soll allgemeine Lebenskompetenzen fördern (vgl. Appelt, 1994 ; v. Kardorff,
1995, S. 8) und „dazu beitragen, die sozialen Ursachen zu beheben, Umwelt
und Lebensverhältnisse zu verbessern“ (Lenz, 1996, S. 15). Primärprävention
ist ohne Kooperation nicht vorstellbar, da aufgrund der Ausdifferenzierung
moderner Gesellschaften und der Komplexität der Lebenswelten keine In-
stanz alleine den Bedürfnissen der Menschen gerecht werden kann. Die Er-
füllung des Jugendhilfeauftrags, nämlich für positive Lebensbedingungen
für Kinder, Jugendliche und ihre Familien zu sorgen (§1 KJHG), bedarf einer
Organisation und Abstimmung der konkreten Leistungsangebote (vgl. auch
Oelschlägel in diesem Heft). Ist eine „Risikopopulation“ erkannt und wird
versucht, das Eintreten von z.B. gesundheitlichen Störungen zu verhindern,
so spricht man von „sekundärer“ Prävention. Die Kooperationsnotwendig-
keiten für sekundäre Prävention sind folglich andere als bei der primären
Prävention. Es geht jetzt nicht mehr nur um eine allgemeine Verbesserung
der Lebensbedingungen, sondern um die Stärkung einer mehr oder weniger
genau identifizierten Personengruppe und einer Veränderung ihrer konkre-
ten Lebensbedingungen, damit antizipierte, beeinträchtigende Entwicklun-
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gen nicht eintreten bzw. frühzeitigt erkannt werden, die Dauer von Störun-
gen verkürzt und eine Chronifizierung möglichst verhindert wird (vgl. Lenz,
1996, S. 15). Eine unter mehreren Aufgaben der Kooperation im Rahmen der
sekundären Prävention ist es, die Unterstützungsangebote auch für die Ziel-
gruppe erreichbar zu machen. Hundsalz zeigt am Beispiel von Erziehungs-
beratungsstellen auf, daß ein bestimmtes institutionelles Setting, in diesem
Fall ein Ort, der von Ratsuchenden aufgesucht werden muß,  für bestimmte
Menschen die Hemmschwelle erhöht. Durch die systematische Vernetzung
mit Einrichtungen und Institutionen, die mit diesen Menschen arbeiten, kön-
nen auch Erziehungsberatungsstellen zu einem niedrigschwelligen Angebot
werden. „Insofern hat Vernetzung hier die Funktion, spezifische Gruppen zu
erreichen.“ (Hundsalz, 1996, S. 334) Tertiäre Prävention, deren Ziel die Ver-
meidung von „Rückfällen“ und die Linderung der Folgen psychosozialer Pro-
bleme ist, bedarf Kooperationsformen, die auf die konkrete Person zuge-
schnitten sind. Erfolgreiches Case Management im Sinne von Wendt
(Wendt, 1991) erfordert umfassende Kenntnis des Sozialraumes, sowohl was
die Lebensbedingungen des hilfesuchenden Individuums als auch was die
Angebotsstruktur betrifft. Dieses Wissen scheint nur über umfangreiche Ver-
netzungen erwerbbar zu sein. Der Vernetzungsaufwand wird gemäß den Er-
wartungen des Case-Management-Konzepts durch eine erhöhte Effektivität
der Hilfeleistungen ausgeglichen.

Diesen eher theoretisch abgeleiteten Erwartungen an das, was interorgani-
sationelle Netzwerke leisten können müßten, entsprechen in etlichen Punk-
ten die Erwartungen und Hoffnungen, die auch Praktiker/-innen mit Koope-
ration verbinden. So formulierten auf dem brandenburgischen Jugendhilfe-
tag 1996 die Teilnehmer/-innen eines Arbeitskreises zum Thema  „Netzwerk-
arbeit – Stadtteilarbeit – neues Aufgabenfeld für soziale Dienste“ die Erwar-
tungen, 

❒ daß Kooperationszusammenhänge der Realisierung von Praxisprojek-
ten dienen, 

❒ daß sie helfen, die Solidarität zwischen den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sozialer Dienste zu erhöhen, 

❒ daß sie Transparenz herstellen sollen,

❒ daß jedes Netzmitglied weiß, was und wie die anderen arbeiten,

❒ daß sie helfen, qualitative Neuorientierungen zu finden,

❒ daß sie den/die einzelne Sozialarbeiter/-in stärken und den fachlichen
Austausch befördern und 

❒ daß sie schließlich der Psychohygiene dienen, ein Ort der kollegialen
Beratung sein könnten.
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Auf einer im Mai 1993 durchgeführten Ideenwerkstatt zum Thema Streetwork
wurde die unzureichende Vernetzung als ein die Arbeit von Streetworkern er-
schwerender Faktor hervorgehoben (vgl. Stiftung Mitarbeit, 1994, S. 56). 

Grenzen von Kooperation

Den genannten positiven Hoffnungen und Erwartungen stehen aber auch
eine Reihe von unerwünschten Entwicklungsmöglichkeiten gegenüber. So
können Kooperationsbeziehungen auch zur Vermeidung von Transparenz
und zur Erweiterung von Machtsphären genutzt werden.  Es sei auf Erfah-
rungen aus anderen gesellschaftlichen Bereichen verwiesen. So gibt es mit
dem Bundeskartellamt eine staatliche Kontrollinstanz, um zu enge Verflech-
tungen (Kooperationen) zu verhindern. Für die soziale Arbeit wurde das
Phänomen unter den Stichwörtern Abschottung, Verfilzung (z.B. Bergold/Fil-
singer, 1993), Domänedenken (z.B. Damkowski/Luckey, 1990 und Neokor-
poratismus (z.B. Stöbe, 1992) ausführlich diskutiert. Der Präventionsgedan-
ke ist in einer solchen Form der Kooperation nicht mehr zu finden.
Ein anderes, sehr ernst zu nehmendes Problem ist die Gefahr, aus den Men-
schen, die in Kontakt mit den Institutionen und Organisationen des Sozial-
staates kommen, „gläserne Menschen“ zu machen. Je enger die verschiede-
nen Institutionen und Organisationen im Namen der Hilfesuchenden zu-
sammenarbeiten, desto mehr wissen sie auch über diese Personen. Da so-
ziale Arbeit stets den doppelten Auftrag von Hilfe und Kontrolle hat, ver-
größert jede Wissensausweitung auch die Kontrollmöglichkeiten über die
einzelnen Personen (vgl. Schmitz, 1996; Straus, 1990).  „Die Norm einer
Ganzheitlichkeit von Hilfevollzügen enthält je nach Interpretation und Inter-
esse nicht nur adressatenorientierte helfende Elemente. Sie kann auch in ih-
rer Realisierung zu Interventionen genutzt werden, die die Handlungsspiel-
räume von Betroffenen einengen“ (Merchel, 1989, S. 19).
Allen Effektivitäts- und Effiziensversprechungen zum Trotz darf Vernetzung
und Kooperation kein Selbstzweck sein, sondern muß immer ausgerichtet
sein an den Bedürfnissen, auch den Schutzbedürfnissen, derjenigen, für die
die Kooperationsbeziehungen eingegangen werden. Kooperation als Selbst-
zweck stellt auch eine Gefahr für bestehende Hilfenetze dar. Es ist inzwischen
hinreichend nachgewiesen, daß institutionelle Hilfsangebote unter be-
stimmten Bedingungen auch lebensweltliche Selbsthilfepotentiale zerstören
können (vgl. z.B. Stark, 1995, S. 24 ff.). 
Eine weitere Grenze der Kooperation besteht darin, daß es auch für die in-
terorganisationelle Zusammenarbeit ein optimales Verhältnis von Aufwand
und Ertrag gibt. Ab einem bestimmten Punkt gilt die Gleichung: „Noch mehr
Kooperation führt zu noch besseren Ergebnissen.“ nicht mehr. 

Da im Kontext der Diskussion über Vernetzung und Qualität immer auch
über Synergieeffekte, Effizienzsteigerungen und ähnliches gesprochen wird,
erscheint es so, als ob im Mittelpunkt dieser Debatte nicht immer die Wei-
terentwicklung der Fachlichkeit, sondern die Einsparung von Mitteln stehen
würde. Sowohl die neubelebte Diskussion über Qualität und Vernetzung als
auch die über die Einführung neuer Steuerungselemente erscheinen in die-
sem Licht als eine Spardebatte durch die Hintertüre. Ergebnisse der neuesten
Jugendamtsbefragung des Projekts  „Jugendhilfe und sozialer Wandel –
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Dauerbeobachtung von Jugendhilfe in Deutschland“1 weisen darauf hin,
daß die Einführung neuer Steuerungsinstrumente wie Budgetierung oftmals
mit Mittelkürzungen verbunden werden. Es besteht die Gefahr, daß die in
den letzten Jahrzehnten mühsam aufgebaute Fachlichkeit mit einem großen
Paukenschlag der Sparhysterie geopfert wird. 

Nichtsdestotrotz verbirgt sich in der Auseinandersetzung über sowie in der
Realisierung der notwendigen Vernetzungen ein Potential zur fachlichen
Weiterentwicklung sozialer Arbeit. So zeigte sich auf dieser Tagung, daß im
Nachdenken über die Verknüpfungsmöglichkeiten zwischen dem  professio-
nellen und dem Laiensystem eine Vielzahl von Problemen besprochen wer-
den müssen, deren Lösung zu einer Explizierung bzw. Verbesserung fachli-
cher Standards beitragen kann. Es stellten sich beispielsweise Fragen nach
den Qualifikationsbedürfnissen und -notwendigkeiten Ehrenamtlicher, Fra-
gen danach, wie Ehrenamtliche ihre Handlungsautonomie behalten können
und von den Professionellen als kompetente Partner mit spezifischen Quali-
fikationen anerkannt werden.

Auf dieser Tagung wurde sowohl diskutiert  wie auch deutlich erlebbar, daß
Kooperation und Vernetzung ein durchaus schwieriges Geschäft sind, das
bestimmter Qualifikationen bedarf. Nicht ohne Grund wurde für den Bereich
der Wirtschaft der Begriff des Kooperationsmanagements (Tröndle, 1989)
entwickelt. 
Kooperationen können und sollen kein Selbstzweck sein, sie finden immer im
Spannungsfeld von (unterstellten) Unterstützungsbedürfnissen der Ziel-
gruppen, den Organisationszielen und dem Kontrollauftrag der sozialen Ar-
beit statt. 

Mike Seckinger ist Dipl. Psychologe, wissenschaftlicher Referent für Forschung und Beratung im
Deutschen Jugendinstitut, Bereich Jugendhilfeforschung. 

Anschrift: Mike Seckinger

Deutschen Jugendinstitut 
Nockherstraße 2 
81541 München
Fax 089 - 62 30 61 62

Zum Autor

1 Wird am Deutschen Jugendinstitut durchgeführt und vom BMFSFJ finanziert.
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RegioNet – Prävention als Prozeß
Vom Kernnetz zur Regionalstruktur

Werner Ludwig

Die Notwendigkeit und Schlagkraft von Netzwerkarbeit ist hinlänglich be-
kannt. Sie hat durch die Diskussion neuer Steuerungskonzepte an Aktualität
gewonnen. Besondere Chancen bieten Kooperations- und Vernetzungsstra-
tegien selbstorganisierten und selbstverantworteten sozialen Systemen. Effi-
zienzvorteile schlagen durch auf organisatorische, ökonomische und politi-
sche Durchsetzungskraft. Moderne Gesellschaften sind Organisationsgesell-
schaften, deren Funktions- und Existenzfähigkeit von ihren sozialen, ökono-
mischen, formalen und kulturellen Abläufen und deren Beziehungsqualität
untereinander abhängen. Arbeitsteilige gesellschaftliche Systeme finden oft
nur fragmentarische statt komplexe Problemlösungen; gleichzeitig suchen
sie nach Vernetzung, um nicht Frakturen erleiden zu müssen (vgl: Ficinus,
1995). Die Fragmentierung einzelner Bereiche unterstützt den Prozeß der
Sektoralisierung, der Individualisierung, des Verlustes von Zusammenhän-
gen und den Prozeß von Entsolidarisierung. 

Netzwerkarbeit sucht soziale Integration

Um dem entgegenzusteuern, bieten sich sozialintegrative Handlungs- und
Organisationsmuster wie selbstverständlich an. In seiner „Organisationslo-
gik neuer Gemeinschaften“ stellt Michael Opielka (Opielka, 1995) in diesem
Zusammenhang vier grundlegende Handlungsstufen vor, nämlich das wirt-
schaftliche, das politische, das soziale und das metakommunikative Handeln
als Sinngemeinschaft. Werden diese Ebenen in ein Gleichgewicht gebracht,
bieten sie die Chance, soziale und funktionale Integrationskraft so zu stabili-
sieren, daß trotz multidimensionaler, komplexer Bedingungen von Gesell-
schaftsprozessen – diese sind mit Vernetzungsstrukturen durchaus analog zu
sehen – sinnvoll sozial ausgeglichene, ökologisch gesunde Lebenswelten
funktionieren. Dies erscheint aufgrund der Komplexität von aktuellen ökolo-
gischen, ökonomischen oder sozialen Problemlagen als hoffnungsvoller
Weg, mit denen wirksame Lösungsfelder erreicht werden können.
Netzwerkarbeit und Vernetzung haben sich aus dieser Sicht zunehmend im
Bereich sozialer und präventiver Gemeinwesenarbeit etabliert. Sie gehen
vom Leitgedanken der Anbindung, Öffnung und Gestaltung von Lebensräu-
men aus, die personale Verknüpfung in gleicher Weise beinhaltet wie struk-
turelle. Netzwerkarbeit meint die Aktivierung und Vernetzung sozialer Un-
terstützungssysteme, meint die Stärkung individueller Ressourcen, meint die
Beziehungsarbeit in der Familie und deren sozialem Umfeld, meint Koopera-
tion und Koordination kommunaler Institutionen, ihre Verbindungsfähigkeit
mit Bürgerinitiativen und -interessen und schließlich die politische Fähigkeit
von Gemeinden und Regionen zur zukunftsorientierten Gestaltung von Le-
bensräumen. Netzwerkarbeit will ein integriertes Präventionskonzept ent-
wickeln, das Lebensräume aktiviert und verbindet, das Aktion, Reflexion und
Partizipation zuläßt und fördert, um so Individual- und Allgemeinwohl zu
verbinden und zu gestalten.
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RegioNet als dynamisches Netzwerk

Dies sind Kerngedanken von RegioNet e.V.-Netzwerk Vorbeugung im Rhei-
nisch-Bergischen Kreis, der am Ostrand Kölns liegt und mit der Stadt Ber-
gisch Gladbach sowie acht eigenständigen Kommunen als Tor zum Bergi-
schen Land gilt. Größe und Struktur dieser Region haben traditionsgemäß
Kooperationsformen und Arbeitsgemeinschaften verschiedener Art erfor-
dert. Während die bisherigen Kooperationsansätze in erster Linie funktiona-
le Optimierungsstrategien darstellten, versteht sich RegioNet eher als dyna-
mische Kraft, deren charakteristische Ausprägung in Bewegung und Verän-
derung, in Lernbereitschaft und im Prinzip Versuch und Irrtum als Such- und
Lernbewegung liegt. Netzwerkarbeit ist eine prozeßbezogene Entwicklungs-
richtung, deren historische Wurzeln in der gesamten Region ein Teil des Ge-
lingens tragfähiger Vernetzung sind. 

Historische Wurzeln

Diese Form der Arbeit entstand im Kontext einer alternativen Gesundheits-
bewegung, welche die „ärztliche Generalkompetenz in sozialmedizinischen
und politischen Fragen“ anzweifelte und den Vorwurf erhob, daß „soziokul-
turelle und psychosoziale Ursachen von Krankheit nicht erkannt, daß ober-
flächlich an Symptomen und Störungen herumkuriert werde.“(Möbius, 1981) 
Aus der Kritik  und den Gegenentwürfen hat sich die Erkenntnis zumindest
durchgesetzt, daß zum Gesundheitssystem aktives und selbstbestimmendes
Handeln, partnerschaftliches Verhalten von Experten und Betroffenen sowie
die Berücksichtigung psychosozialer Faktoren gehören und selbstverständ-
lich sein sollten. In diesem Sinne verabschiedete die erste internationale Kon-
ferenz zur Gesundheitsförderung in Ottawa 1986 die „Ottawa-Charta“. In
den Forderungen werden als grundlegende Bedingung und konstituierende
Aspekte von Gesundheit genannt: – soziale Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit – Bildung, Ernährung und Einkommen, Wohnen für alle – Frieden
– ein stabiles Ökosystem und der sorgsame Umgang mit der Natur. Der Ka-
talog umfaßt im Prinzip den Lebensraum Mensch und Natur und spiegelt
konkret wieder, was in der Theoriediskussion schlechthin als multifaktoreller
Bedingungsrahmen von Gesundheit definiert ist.
Es konstituierte sich im Bergischen ein Arbeitskreis Prävention, der Entwick-
lungen gemäß der Ottawa-Charta unterstützen, vernetzen und weiterent-
wickeln wollte mit dem Ziel eines Gesamtkonzeptes von Verhaltens- und Ver-
hältnisprävention. Das hieß und heißt konkret, persönliche Kompetenzen zu
entwickeln, gemeinsame Aktionen zu organisieren und zu unterstützen, die
Fachdienste in einen kritischen Dialog einzubinden und Bezüge zu den Le-
benswelten und -bedingungen der Menschen vor Ort zu schaffen und
schließlich regionale und politische Akzeptanz wie Unterstützung zu finden.

Achsen der Vernetzung

Bei dieser Vorgehensweise haben sich als Achsen der Vernetzung die im
Strukturbild dargestellten Komponenten als Grundpfeiler erwiesen. 

Prozeßbezogenheit
und Lernbewegung

Richtwert
„Ottawa-Charta“

Verhaltens- und
Verhältnis-
prävention
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Die Verbindung Kommunikation und Interaktion ist durchgängig tragendes
Element vernetzter Arbeit. Voraussetzung ist die Klärung individueller Kom-
munikationsstrukturen und Beziehungsmuster, damit Ziel- und Vorstellungs-
konzepte verständlich und durchschaubar sowie Ängste und Vorurteile ab-
gebaut werden. Wen spreche ich an? Was spreche ich an? Wie spreche ich
an? Wann spreche ich an? sind sensible Fragen, die neben der individuellen
Kommunikation auch im strukturellen Bereich professioneller Qualität be-
dürfen. Gesellschaftspolitische Analyse und wertorientierte Positionen in den
Strukturfeldern müssen geklärt werden, damit so die Bedingungen und In-
teraktionen von Institutionen erkannt, eingeschätzt und genutzt werden
können. Erprobungsfeld interaktiven Handelns ist die Achse von Kooperati-
on und Koordination. Hier werden zunächst gemeinsame Handlungsspiel-
räume entwickelt und ausgestaltet. Informationsaustausch, Aktionen und
Projekte haben sich als Kooperationsfelder bewährt. Dort kann sich vertrau-
ensvolle Begegnung entwickeln. Schwierigkeiten gibt es bei Kooperations-
prozessen häufig dann, wenn durch Koordination Überlappungen angegli-
chen und Teilbereiche reduziert werden oder wenn Aufgaben abgegeben
werden sollen. Angst vor Profilverlust und Konkurrenzdenken können leicht
zu Konflikten und Reibungsverlusten führen.
Eine quantitative und qualitative Bestandsaufnahme ist an dieser Stelle an-
gesagt. Nützlich bei diesem Vorgehen sind Raster, mit denen Aufgaben, An-
gebote und Ziele aufgeschlüsselt werden. Sie erleichtern die Beschreibung
der beteiligten Institutionen, ihrer sachlichen, personellen und zeitlichen
Möglichkeiten, ihrer Angebote in Form, Inhalt und Methode sowie ihrer Zie-
le und Zielgruppen. Es findet ein Prozeß statt,  in dem quantifizierbare Da-
ten, Qualitätsaspekte und Leistungswerte präventiver Arbeit dargestellt und
gemeinsam verfügbar sind. Zielforderungen des neuen Steuerungsmodells
setzen genau an diesem Punkt an; wichtig ist, daß Netzwerkarbeit nicht die
Festlegung von Ansprüchen manifestiert, sondern das Eintreten in einen per-
manenten Erprobungs- und Reflexionsprozeß anvisiert, um so übergreifend
Lebensverhalten und Lebensräume präventiv zu erreichen und mitzuprägen.
Es muß dabei die Kommunalität der Prävention erwähnt werden, die einer-
seits als öffentliche Aufgabe selbstverständlich sein muß und gleichzeitig die
Bedarfslagen und das Engagement von Bürgern, Bürgerinitiativen und Stadt-
teilaktivitäten berücksichtigt. Das Prinzip von Subsidiarität und Bürgerenga-
gement muß in kommunale Prozesse integriert werden.
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Im Verlauf der Annäherung und Verknüpfung werden Begrifflichkeiten ge-
klärt. Im Rheinisch-Bergischen Kreis führte dies zur Erweiterung des bereits
erwähnten Gesundheitsbegriffs. Da Vorbeugung als regionale Gemein-
schaftsaufgabe verstanden wird, da das Ziel heißt, Menschen zu stärken, ge-
meinsam zu handeln und zu gestalten, Lebenskompetenzen zu fördern und
gesunde, stabile Lebensräume zu fordern, wurde Vorbeugung inhaltlich und
organisatorisch neu gegliedert.
Die drei Bereiche Kriminalitätsverhütung, Gesundheitsförderung und Ver-
kehrssicherheit wurden zusammengeführt und mit der Gründung eines Ver-
eins in eine neue Form gebracht. Um dabei arbeitsfähige Einheiten und
gleichzeitig ein Netzwerk zu gewährleisten, sind die im Achsenfeld darge-
stellten Komponenten  Ziele – Zielgruppen, Angebot – Nachfrage, Kernnetz –
Netzwerk als wichtige Säulen des Netzes systematisch aufeinander bezogen.  

Professionali-
sierung durch 
Zielvereinbarung
und -erreichung

Prävention ist über-
greifend

Ziele

AngebotKernnetz 

NetzwerkNachfrage

Zielgruppen

Die Erfahrung hat gezeigt, daß Lösungen von Gemeinschaftsaufgaben über
den Weg optimierter Organisationsentwicklung gelangen, wenn eine syste-
matische Schrittfolge von Zielfindung, Zieldefinition und -abstimmung, Ziel-
erreichung und Zielkontrolle eingehalten wird.

Die Netzstruktur von RegioNet

Paradigmen der Steuerung und Aufgabenerfüllung sind in der folgenden
Grafik in die fachdienstbezogene und die übergreifende, offene Netzstruktur
gegliedert. Korrespondierend dargestellt sind Angebot und Nachfrage. Ziel-
gruppen ergeben sich aus der Aufgliederung. Das System lebt von der Ar-
beitsfähigkeit verschiedener Kernnetze, die in allen Bereichen existieren und
die wiederum in fachgebundenen Kernnetzen vertreten sind, und es lebt von
der Impulsgebung und Steuerung der Foren, die von RegioNnet etabliert
sind.
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Fachdienstbezogene Netzwerkarbeit

Kindertagesstätten                 

Nachfrage: Projekte zur Angebote: Beratung, Projekte, 
Gesundheitsförderung Elternabende, 

Beispiel: Fernsehverhalten Fortbildung, 
Spielverhalten Materialien, 
Kommunikation Initiierung interner 
Konsumhaltung Kernnetze horizontal/

vertikal                  

Schulen

Nachfrage: Gestaltung von Angebote: Kooperationsformen, 
Unterrichtseinheiten u. Projektorientierung,
Elternabenden Erlebnispädagogik,
Beratung zur Gestaltung Arbeitskreise,
des Lebensraums Initiierung und
unter Aspekten Unterstützung von
Gesundheit i.u.S etc. Kernnetzen

Jugendarbeit

Nachfrage:   aktuelle Probleme mit Angebote: Teamberatung, Beteili-
Suchtmitteln, Projekte zu gung bei Gestaltung
– Suchtprävention von Veranstaltungen,
– Sexualpädagogik Einzelgespräche/
– Kulturelle Veranstal- -aktionen, erlebnis-

tungen: orientierte Ansätze, 
Jugendtheater, Materialien,
Kunstaktionen, Initiierung und Bera-
Musikfeste, tung interner Kern-
Basketball etc. netze wie oben
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Übergreifende Netzstruktur

Arbeitsfeldbezogene Kernnetze 

Nachfrage: Projektberatung Angebote: Beratung und 
Projektförderung           Begleitung, 
Fachtagungen und Fortbildung
Weiterbildung Know-how
Kooperationen              Materialien

Finanzierungshilfen
Kontakte

Bürger/-innen

Nachfrage: Organisationshilfe zur Angebote: Kommunikation
erfolgreichen Umset- Kontaktvermittlung
zung von sozialem Aktionsraum ggf.
Bürgerengagement, -gemeinschaft
Hinführung und Beratung
Kontaktsuche zu Logistik
Partnern,
Anfragen

Offene Angebote von RegioNet: 

Initiierung, Beratung und Begleitung horizontaler Kernnetze,
Veranstaltungen, 
Fachtagungen, Referententätigkeit, Öffentlichkeitsarbeit, Fortbildung u.a. 

zentrale Aktionseinheiten
Präventionswochen, Kunstaktionen etc. 

Zielgruppen 
Bürger/-innen, Träger, Einrichtungen Verwaltung, Politik, Wirtschaft 

Vernetzungsaufgaben
Bürgerengagement unterstützen
Emanzipation, Interaktion, Kommunikation vereinfachen, 
Kontakte herstellen, Erfahrungstransfer ermöglichen, Aktivierung, 
Stadtteilinitiativen fördern, Kompetenzen, Potentiale und Ressourcen för-
dern und nutzen

Je früher Kooperationsgewinne erkennbar sind, um so eher wächst die Bereit-
schaft zur Vernetzung. Netzwerke sind „Aufeinander-zu-Bewegungen“, in de-
nen die Frage nach Vorteilen ergänzt wird durch das Bewußtsein, mit der ak-
tiven Beteiligung die eigene Leistung zielorientiert optimieren zu können.

Von der Verbindung
zur Bindung

Prävention als 
Bürgerbewegung

Professionelle
Präventions-
strukturen 
verdichten
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RegioNet – konkret

Diese Einstellung war der Schlüssel zum Erfolg auf einem Weg von der Ko-
operation zur Vernetzung – vom Arbeitskreis über die Arbeitsgemeinschaft
zum eingetragenen Verein.
Im Rheinisch-Bergischen Kreis schlossen sich Ende der 80er erstmals Fach-
kräfte verschiedener Institutionen zu einem Arbeitskreis zusammen, um ge-
meinsam Ziele zu formulieren und praxisnahe Methoden einer zeitgemäßen
Vorbeugungsarbeit zu entwickeln. In den folgenden Jahren wurden weitere
Partner/-innen gewonnen, eine Keimzelle des heutigen Netzwerks entstand:
der Arbeitskreis psychosoziale Prävention. Der Arbeitskreis erhielt deutlichen
Auftrieb und gewann neue Partnerschaften mit der Durchführung breit an-
gelegter Aktivitäten.
Das so entstandene Aktionsnetzwerk will sich für weitere Aktivitäten etablie-
ren. Eine Entwicklung des Kommens und Gehens prägt die Struktur.
Prävention als Gemeinschaftsaufgabe zu begreifen, die nur in Verbundsyste-
men erfolgreich wahrgenommen werden kann, ist jedoch schon zu dieser
Zeit eine Überzeugung der Protagonisten. Erneute Gelegenheit schafft die
für den Oktober 1994 von der Europäischen Union ausgerufene „Europäi-
sche Woche der Suchtprävention“. Mit einem Projektantrag , der die Not-
wendigkeit des Aufbaus von vernetzten Systemen herausstellt, erreicht der
Arbeitskreis eine Aufnahme in die Förderung. Zugleich plant die Kreispolizei
die „Präventionswoche Rheinisch-Bergischer Kreis“, die als bürgernahe In-
formationsbörse zu allen Vorbeugungsbereichen angelegt ist. Die anfängli-
chen Befürchtungen, miteinander in eine destruktive Konkurrenzsituation zu
gelangen, erweisen sich als unbegründet, denn im Laufe der Vorbereitungen
erkennen die Beteiligten die Chance, Vorbeugung vor dem Hintergrund des
jeweiligen Aufgabenfeldes gemeinsam zu diskutieren und zu präsentieren.
Die Veranstalter finden Wege, gemeinsame Schnittpunkte zu definieren und
umzusetzen. (Vgl. Hahn, Ludwig, Rijntjes, 1996.)

RegioNet – ein Verein

Die Diskussionen in der mittlerweile entstandenen Arbeitsgemeinschaft
führen zu dem Ergebnis, daß vernetzte Vorbeugung mit einem regionalen
Gesamtkonzept in der Rechtsform des eingetragenen Vereins effektiv umzu-
setzen ist. Die Bildung einer institutionsübergreifenden, selbständigen und
gemeinnützigen Organisation bieten viele Vorteile. Struktur und Aktionsfeld
des Vereins entwickeln sich bürger- und institutionsnah; der weitere Ausbau
vollzieht sich kontinuierlich. Zielbestimmungen und Qualitätsansprüche des
Vereins RegioNet werden in einem gesonderten Beitrag in bezug auf Ju-
gendhilfe geklärt.
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Werner Ludwig ist Diplom-Pädagoge, stellv. Volkshochschuldirektor der Volkshochschule Bergisch
Gladbach, und Vorstandsmitglied RegioNet mit der Zuständigkeit Prozeßanalyse (Modellprojekt)
und Öffentlichkeit, Vielzahl von Publikationen.

Anschrift: Werner Ludwig
c/o Volkshochschule Bergisch Gladbach
Buchenmühlenstraße 12
51465 Bergisch Gladbach

Zum Autor

Kontinuität als 
Bedingung 

erfolgreicher
Präventions-

vernetzung

Vereinsstruktur mit
Modellcharakter
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Patentrezept Vernetzung? – Patentrezept Vernetzung!

Birgit Weber

“Es tut mal gut, einen anderen Wind um die Nase zu kriegen, und nach
physikalischem   Gesetz werden die Sorgen um ein Projekt im Quadrat zur
Entfernung kleiner und die Liebe zu ihm im Quadrat zur Entfernung
größer.”
(Brief einer Mitarbeiterin des Nachbarschaftsheims Darmstadt an eine Mitarbeiterin des Nachbarschaftsheims in Köln, 1952)

Die Basis und die Legitimation des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit e.V.
ist das „Patentrezept Vernetzung”.

Als sich 1951 in Darmstadt 12 Nachbarschaftsheime zusammenschlossen
und den „Verband Deutscher Nachbarschaftsheime” gründeten, war eine
ausführliche Diskussion abgeschlossen. Diskutiert wurden neben den Aufga-
ben und Erwartungen, die sich an den Zusammenschluß stellten, die Frage,
ob diese Form der Vernetzung wirklich eine effektive Form der Unterstützung
für die einzelnen Nachbarschaftsheime sei.
War diese juristisch gewählte Form eine Hilfe oder eher das Ende der bishe-
rigen Spontaneität und Unmittelbarkeit der Zusammenarbeit? Sicherlich war
bei der Vereinsgründung eine äußere Veränderung für die betroffenen Ein-
richtungen Anlaß, ihre bisherige Form der Vernetzung (persönliche Freund-
schaften) in eine juristische Form des Zusammenschlusses (Verein) zu än-
dern. Nachdem sich die ausländischen Unterstützer finanziell immer mehr
zurückzogen, stieg die Notwendigkeit einer qualifizierten Öffentlichkeitsar-
beit. Eine Mitarbeiterin wurde eigens mit dem Aufgabengebiet „Fundrai-
sing” eingestellt.

Der Verband hat sich in der ersten Satzung folgende Ziele gesetzt:

❒ Organisation des Erfahrungsaustauschs und der Kommunikation der
Mitgliedseinrichtungen untereinander

❒ Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen* der Einrichtungen

❒ Hilfe beim Aufbau neuer Einrichtungen

❒ Die Vertretung der Interessen von Mitgliedern gegenüber Dritten

❒ Effektive Öffentlichkeitsarbeit 

❒ Verbindung zu verwandten Einrichtungen im In- und Ausland

Bei der Umbenennung des „Verbandes deutscher Nachbarschaftsheime” in
„Verband für sozial-kulturelle Arbeit e. V.” wurde dann 1971 ein weiteres Ziel
mit in die Satzung aufgenommen:

* Den Regeln des Duden folgend und der Einfachheit halber habe ich mich für die weibliche Form der Geschlechtsbezeichnungen entschieden.
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Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen der Grundlagen sozial-
kultureller Arbeit.

Ingeborg Blauert, Gründungsmitglied des Verbandes, hat in ihrem Beitrag
zum 40jährigen Geburtstag des Verbandes folgendes geschrieben: „Die
wichtigste Leistung dieses Verbandes liegt für mich darin, daß der Zusam-
menschluß ein stützendes Kontinuum bildet, für die inzwischen sturmer-
probten einzelnen Mtgliedseinrichtungen, die Nachbarschaftsheime und so-
zial-kulturellen Zentren, und dies hoffentlich auch noch lange sein wird.”

Immer wieder wurde der Sinn und Zweck des Verbandes diskutiert, in Frage
gestellt und beschworen.

Sigurd Agricola schreibt in einem Artikel: „Aus der Erfahrung in der Nach-
barschaftsarbeit habe ich allerdings auch gelernt, daß es in der sozial-kultu-
rellen Arbeit weniger darum geht, Menschen ‘pädagogisch zu behandeln’,
als Rahmenbedingungen für deren Handeln zu schaffen.” (Rundbrief 2/91)

Rahmenbedingungen für professionelles Handeln, für die Entwicklung neu-
er Ansätze, für den Erfahrungsaustausch zu schaffen, ist meiner Meinung
nach eine zentrale Aufgabe des Verbandes.

Wenn diese Art von Vernetzung funktionieren soll, müssen einige Vorausset-
zungen erfüllt sein. Soll der Verband nicht ein unabhängiges Eigenleben
führen, müssen sich die Mitgliedseinrichtungen einmischen. In den Einrich-
tungen sind es dann doch die jeweilig handelnden Personen, die sich immer
wieder mit den Zielen des Verbandes einverstanden erklären müssen – ergo
muß es Orte und Anlässe geben, wo sich der Verband „persönlich” vorstellt.
In der Vergangenheit waren dies meist die Jahrestagungen und die Mitglie-
derversammlungen. 

Wie viele Mitglieder braucht ein Verband, um bundesweit wirksam zu sein,
und wie viele Mitglieder verträgt ein Verband, um unmittelbar arbeiten zu
können? 
Das sind regelmäßig Fragen im und an den Verband. In der Vergangenheit
wurde manch bereichernde Möglichkeit vertan, gesund zu wachsen. Es lag
an den handelnden Personen, die dies als nicht nötig erachteten; die Ein-
richtungen liefen gut, die finanzielle Situation galt als gesichert, und der Be-
darf an einem Erfahrungsaustausch war nicht so existenziell, daß es sich zu
lohnen schien, Neues kennenzulernen. Der Vorwurf von einem geschlosse-
nen Familienunternehmen wurde laut.
Trotzdem: „Es ist wertvoll, einen gewissen Stamm unter den Besuchern zu
haben. Dieser Stamm wird eine Tradition der Verhaltensweise entwickeln, ei-
ne Gewöhnung im guten Sinne; er wird außerdem, wenn unsere Arbeit er-
folgreich ist, in die Nachbarschaft hinein wirken. Auf der anderen Seite muß
natürlich vermieden werden, daß ein solcher Stamm zu exklusiv wird, daß
ein Stagnieren der Arbeit durch ständig gleiche Teilnehmer an den Gruppen
entsteht oder daß sich sogar ein neuer Gruppenegoismus bildet, der dem
Wesen des Heims entgegengesetzt ist.” (Zitat aus einem Bericht der Nach-
barschaftsheime Wuppertal und Köln in den 50ern)
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Was für die Nachbarschaftsheime gilt, läßt sich auf den Verband übertragen.
Daß es dem Verband gelang, kein exklusiver, arroganter Club zu werden,
und er sich wieder seiner Ziele annahm, lag meiner Meinung nach daran,
daß der alte „Stamm” mit einer Ausdauer und Gelassenheit immer wieder
auf die Vorzüge des Zusammenschlusses hinwies und diese Vorzüge – trotz
großer Turbulenzen oder großer Blockaden – neuen Mitgliedern erfahrbar
werden ließ.
Dazu kam, daß die äußeren Umstände die Vernetzung immer wieder ver-
langten.

Vielleicht liegt es in der Natur von Vernetzungen, daß sie an Bedeutung ge-
winnen, wenn innere oder äußere Bedingungen ihre Mitglieder zwingen,
zusammenzuarbeiten. Dann ist es gut, auf Strukturen und Traditionen
zurückgreifen zu können, ist es an der Zeit, Angst vor Berührungen und sinn-
loses Konkurrenzdenken aufzugeben. Georg Zinner formulierte es in seinen
Ausführungen zu den Zukunftsaufgaben des Verbandes so: „Die Zeit der
mitunter vorhandenen Lust am nicht Verstandenwerden, die geheime Freu-
de (und der logisch folgende Jammer am Unverstandensein) an der Isolati-
on, am Nicht-schuldig-Werden an dieser Gesellschaft sind vorbei.”

Auch wenn Klaus Dorrie in seinen Ausführungen im Rundbrief 2/91 über die
Bedeutung des Verbandes schreibt: „Dabei hat sich gezeigt, daß die Wir-
kung des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit immer größer gewesen ist als
sein quantitatives Gewicht. Alle Ansätze einer lebensfeldorientierten und
bürger-aktivierenden Arbeit hat dieser Verband entscheidend geprägt.”,le-
ben wir in einer Zeit, in der die Bedeutung, die Vorzüge und der Nutzen so-
zial-kultureller Arbeit noch deutlicher und vehementer vertreten werden
müssen. Folgende Prinzipien der sozial-kultureller Arbeit ermöglichen eine
bürgernahe, fachliche und effiziente Arbeit: 

❒ Orientierung an den Fragen, Interessen und Kenntnissen der Besu-
cher/-innen und Nutzer/-innen des Hauses,

❒ Orientierung an der Bedarfslage im Stadtteil,
❒ multikulturelles, generationsübergreifendes Begegnen und Zusam-

menwirken von Menschen im Stadtteil,
❒ Hilfe zur Selbsthilfe,
❒ effektive Vernetzung mit anderen Einrichtungen im Stadtteil, Gemein-

wesenentwicklung,
❒ Förderung von Familien, anderen Lebensgemeinschaften und Nach-

barschaftsbeziehungen durch infermelle Vernetzung,
❒ Zusammenarbeit und Aktivierung von haupt- und ehrenamtlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern,
❒ Verbindung von kultureller und sozialer Arbeit an einem Ort.

Die Diskussion um und die Entscheidung für den sozial-kulturellen Arbeits-
ansatz sollte auf unterschiedlichen Ebenen geschehen: Mit den Nutzern der
Einrichtung, mit den jetzigen und zukünftigen Finanziers, mit den haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen, mit den Politi-
kerinnen und in der Öffentlichkeit.
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Die Bestandsaufnahme sozial-kultureller Einrichtungen 
in Deutschland

Als Grundstein zu einer bundesweiten Verbindungs- und Vernetzungsstelle
für sozial-kulturelle Einrichtungen führen wir zur Zeit eine bundesweite Be-
fragung durch. Im weiteren Verlauf werden die Daten ausgewertet und ein
weiteres Modell der Vernetzung zur gegenseitigen Unterstützung erarbeitet.

Die ersten Ergebnisse sind in Form einer Datenbank beim Verband erhältlich.
Damit die Informationen nicht nur national, sondern auch international ab-
gerufen werden können, wird zur Zeit ein internationales Datennetz von der
„International Federation of Settlements & Neighbourhood Centres (IFS)”
initiiert.

Qualifizierungsmaßnahme

Seit Oktober 1996 haben sich 21 Teilnehmerinnen aus der gesamten Bun-
desrepublik für eine Kurswochenreihe im Rahmen der berufsbegleitenden
Fortbildung für haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen in sozial-kul-
turellen Einrichtungen entschieden. Die Fortbildung ermöglicht sowohl neu
einsteigenden als auch langjährigen Mitarbeiterinnen eine fundierte Ausein-
andersetzung mit und die Weiterentwicklung von theoretischen Grundlagen
und praktischen Arbeitsformen sozial-kultureller Arbeit.
Die offene Bausteinreihe ermöglicht uns, auf aktuelle Situationen und The-
men einzugehen.

Intensive Beratung für neue Projekte in den neuen Bundesländern

Der besonderen Situation in den neuen Bundesländern trägt der Verband
Rechnung, indem eigens eine Mitarbeiterin eingestellt wurde, um Projekte bei
dem Aufbau neuer sozial-kultureller Einrichtungen zu beraten. 
Zu einer Beratung des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit gehört als eine
Selbstverständlichkeit die Möglichkeit, sich in bestehenden Einrichtungen um-
zuschauen, dort zu hospitieren. Die Erfahrungen, die zur Zeit in einer pro-
zeßorientierten Begleitung von fünf ausgesuchten Einrichtungen gesammelt
werden, werden als Handbuch weiteren Einrichtungen zugänglich gemacht.

Festival der Nachbarschaften

Wie wichtig es ist, gemeinsam mit den Nutzerinnen und den Mitarbei-
terinnen für den Arbeitsansatz sozial-kultureller Arbeit einzustehen,
braucht nicht noch einmal erwähnt zu werden.
Wie können wir über fachliche Gespräche hinaus mit viel Spaß für unse-
re Arbeit werben?
Eine Idee, die am Rande des letzten Kongresses in Berlin entstand, wur-
de von dem Bürgerhaus in Oslebshausen/Bremen aufgenommen: Ein
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„Festival der Nachbarschaften” mit einem Programm für Jung und Alt
und mit der Gelegenheit, neue Ideen für die tägliche Arbeit in der eige-
nen Einrichtung zu erhalten sowie Verabredungen für gemeinsame Ak-
tionen zu treffen und der Möglichkeit, sie live zu erleben: Das Ganze ist
mehr als die Summe seiner Teile!

Ich hoffe, Ihnen mit diesen Informationen einen Einblick in das Netzwerk
„Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V”. gegeben zu haben.
Rückfragen beantworten wir sehr gerne. Sie können uns unter folgenden An-
schriften erreichen: Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V., Slabystr.11,
50735 Köln, Tel.: 02 21/ 7 60 69 59, Fax: 02 21/ 9 76 29 76, und Verband für
sozial-kulturelle Arbeit e.V., Axel-Springer-Str. 40/41, 10969 Berlin, Tel.: 0 30/
2 53 99 72, Fax: 0 30/ 2 53 99 77.

Birgit Weber ist Dipl. Sozialpädagogin; sie arbeitet seit 1992 als Geschäftsführerin beim Verband
für sozial-kulturelle Arbeit e.V.

Anschrift: Birgit Weber
Siebengebirgsallee 82
50939 Köln
Tel.: 02 21 - 4 44 11 88

Zur Autorin

Qs 10-RZ  10.05.1999 18:34 Uhr  Seite 61



62

QS 10 Angelika Klauth, Bernd Giesecke

Der Verband für sozial-kulturelle Arbeit/Landesverband
NRW e.V.
Eine Form der Vernetzung

Angelika Klauth, Bernd Giesecke

Der Begriff Vernetzung ist in aller Munde, Veranstaltungen zu diesem Thema
finden reges Interesse, aber bei Diskussionen fällt auf, daß die Beteiligten
häufig von unterschiedlichen Dingen sprechen. Deshalb werden wir unseren
Ausführungen eine kurze Definition des Begriffes Vernetzung, so wie wir sie
verstehen, voranstellen:
Vernetzung meint die Zusammenarbeit und Kooperation von Menschen, die
ein gemeinsames Ziel haben. Dieses Ziel kann sehr punktuell, auf eine Aktion
beschränkt oder längerfristig angelegt sein. Dabei soll es immer für alle Betei-
ligten einen Nutzen und Arbeitserleichterung bringen. Vernetzung geht von
der Idee aus, durch gemeinsame Aktion Synergieeffekte zu nutzen. In Zeiten
von großangelegten Umstruktierungen und Einsparungen im sozialen Bereich
steht hinter Vernetzung sicherlich häufig die Hoffnung von Geldgebern, Ko-
sten zu sparen. Somit wird es zu einem sozialpolitisch brisanten Thema.

Die Formen der Vernetzung sind vielfälig, und bevor wir auf die Form, die
der Landesverband praktiziert, zu sprechen kommen, wollen wir kurz einige
Möglichkeiten, die wir aus der Praxis kennen, aufzählen:

1. Vernetzung meint zum einen die Kooperation und Zusammenarbeit von
Menschen auf Stadtteilebene; von Bürgern und Initiativen, von haupt-
und ehrenamtlich Tätigen in sozialen und Bildungseinrichtungen,  von
Angestellten der Verwaltung, von Politik und von Gemeinwesenarbeit.
Als Beispiele seien hier die Initiierung einer Stadtteilkonferenz, die Durch-
führung von „Runden Tischen“, von thematisch orientierten Veranstal-
tungen zu einem den Stadtteil betreffenden Thema oder die Organisati-
on von Stadtteil- und Straßenfesten genannt.   

2. Vernetzung meint aber auch die Zusammenarbeit auf Stadtteil- oder re-
gionaler Ebene ausschließlich zwischen Institutionen, die einen ge-
meinsamen – oder zumindest in Teilen gemeinsamen – Auftrag haben.
Mögliche Beispiele sind hier die Zusammenarbeit verschiedener Insti-
tutionen, z.B. in einem „örtlichen Arbeitskreis“ zu einem bestimmten
Thema, wie die Gewaltproblematik, Präventionsmaßnahmen, Struk-
turumwandlungen im Stadtteil/in der Region oder die gemeinsame
Analyse des Bedarfs an sozialer Dienstleistung. Das schließt die Analy-
se des Bestehenden, die Abstimmung von Angeboten untereinander
und die Entwicklung von Perspektiven mit ein und kann z.B. ebenfalls
(wie unter 1.) zu einer gemeinsamen Veranstaltung oder zu einer kon-
tinuierlichen Kooperation führen. 

3. Mit Vernetzung kann auch die innerhalb einer Institution gemeint sein.
Als Beispiel führen wir hier die Zusammenarbeit von Hauptamtlichen,
die mit unterschiedlichen Zielgruppen arbeiten, an, z.B. in einem sozi-
al-kulturellen Zentrum oder in der Stadtverwaltung. 
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4. Eine weitere Form ist die Vernetzung von Einrichtungen auf überregio-
naler Ebene, die auf fachlicher Ebene zusammenarbeiten.

Dies ist die Ebene, auf der der Landesverband tätig ist, und die wir im fol-
genden etwas detaillierter beschreiben werden: 

Im Verband für sozial-kulturelle Arbeit (Landesverband NRW) e.V. sind 16
Einrichtungen bzw. Einzelmitglieder zusammengeschlossen, z.B. Bürgerzen-
tren, Gemeinwesenprojekte, Beschäftigungsinitiativen, Nachbarschaftshäu-
ser. Zu den regelmäßig stattfindenden Treffen kommen i.d.R.Hauptamtliche
aus der Praxis. Die Gemeinsamkeit besteht darin, daß die  Einrichtungen, in
denen die „Aktiven“ beschäftigt sind,  Mitglied im Verband für sozial-kultu-
relle Arbeit sind, der bundesweit agiert. Das Ziel der Gründung eines
Landesverbandes in NRW, der ehrenamtlich organisiert ist, war zunächst der
regional überschaubare Austausch zwischen Mitgliedern des Verbandes. Im
Vordergrund standen Gespräche über das,  was tagtäglich in der Arbeit pas-
siert, und über Entwicklungen in der sozial-kulturellen Arbeit. Der Bedarf an
Fortbildungen und Trainings für Haupt- und Ehrenamtliche zum Thema Ge-
meinwesenarbeit wurde deutlich. So wurden in den letzten Jahren mehrere
Veranstaltungen konzipiert und durchgeführt. 
Desweiteren entstand eine verbindliche Kooperation mit anderen Gemein-
wesen- und Stadtteilprojekten der Diakonie Rheinland, in der inhaltliche
Themen aufgegriffen und bearbeitet werden, wie z.B. „Wohnen und Mieter-
mitbestimmung“, „Armutsberichterstattung“, „neue Steuerungsmodelle
und Qualitätsmanagement“, „Finanzierungsmöglichkeiten“, „Fund-raising“.   

Zusammengehalten wird die Arbeit des Verbandes durch regelmäßig statt-
findende interne Treffen. Hier können Ideen ausgesponnen werden, und es
besteht eine Vertrauensbasis. Unserem Eindruck nach fühlen sich die Betei-
ligten akzeptiert, können ihre Ideen einbringen und von den Erfahrungen
der anderen profitieren. Neben der inhaltlichen Arbeit spielt der Aspekt des
Austauschs darüber, wo die Beteiligten in ihrer Arbeit gerade stehen und wo
Konflikte sind, immer eine große Rolle. Im Lauf der Jahre haben die einzel-
nen die Einrichtungen der anderen und natürlich die teilnehmenden Perso-
nen gut kennengelernt. Dies ist eine gute Voraussetzung zur Entwicklung
weiterer Ideen.

Worin liegt der Nutzen für die Beteiligten?

1. Für die Beteiligten bieten die gemeinsamen Treffen eine Möglichkeit, mit
anderen Kolleginnen und Kollegen in den Austausch über die jeweilige
Arbeit zu kommen und dadurch neue Ideen zu entwickeln. Die Darstel-
lung der eigenen Arbeit führt zu einer Selbstreflexion. Die überregionale
Kooperation bietet den Vorteil, über die eigene kommunale Sichtweise
hinauszuschauen und neue Impulse zu bekommen. Durch die räumliche
Distanz ist der Konkurrenzdruck nicht so hoch wie in örtlichen Zusam-
menschlüssen. Da die Beteiligten ganz unterschiedliche Formen sozial-
kultureller Arbeit praktizieren, ist die Palette der Projekte, der Methoden,
der Finanzierungsmöglichkeiten – um nur einige Beispiele zu nennen –
breit und bietet somit neue Impulse. In den Versammlungen finden Dis-
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kussionen über Themen statt, die sich aus der praktischen Arbeit erge-
ben. Hier fließen verschiedene langjährige Erfahrungen zusammen,
und dies führt zum Erkennen von globalen Entwicklungen, von Trends
sozialer Arbeit, von der eigenen Verortung. Das Nicht-Vorhandensein
direkter Konkurrenzen macht eine weitgehende Transparenz möglich
und schafft einen vertrauensvollen Umgang miteinander. Hier haben
auch selbstkritische Äußerungen ihren Platz, die an anderer Stelle zu
Blockierungen führen. 

Dies halten wir für eine Form der Qualifizierung. Sie ist selbstbestimmt und
kooperativ. Die Reflexion der eigenen Arbeit im Austausch mit anderen Kol-
leginnen und Kollegen führt zu einer Erweiterung der fachlichen und sozia-
len Kompetenzen und damit zur Erweiterung des eigenen Profils. Des weite-
ren findet gegenseitige Beratung oder die Vermittlung von Fachleuten statt.
Aus den Kontakten, die im Verband entstanden, ergaben sich aber auch im-
mer wieder konkrete gemeinsame Aktionen, wie z.B. ein Austausch unter Eh-
renamtlichen aus verschiedenen Einrichtungen oder eine Hospitation von
Kollegen untereinander, wo man/frau dem Kollegen/der Kollegin quasi
„über die Schulter“ schauen kann. 
Der Verband schafft eine Vernetzung von Fachwissen, ob es sich hierbei um
methodisches Vorgehen oder um strukturelle Gegebenheiten handelt. Es ist
sozusagen eine „Börse“ von Qualifikationen, von der ich profitieren kann,
wenn ich bereit bin, mich zu beteiligen und die eigenen Erfahrungen einzu-
bringen. 
Für die Beteiligten liegt die Arbeitserleichterung zum einen darin, von den
Erfahrungen anderer profitieren zu können und aus Fehlern anderer zu ler-
nen, zum anderen können aufwendige Arbeiten, wie z.B. das Bearbeiten von
Literatur oder die Systematisierung von Methoden arbeitsteilig geleistet
werden. Dies sind Synergieeffekte. Die fortlaufende Weiterentwicklung er-
höht die Qualität der Arbeit. 

Wenn Sie mehr über den „Verband für sozial-kulturelle Arbeit – Landesver-
band NRW e.V.“ erfahren möchten, wenden Sie sich bitte an die                    
Slabystr. 11, 50735 Köln                  
Tel.: (02 21) 7 60 69 59 
Dort erfahren Sie auch die Termine der nächsten Treffen.
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Angelika Klauth ist seit 10 Jahren im Bürgerzentrum Vingst/Köln, im Schwerpunkt Gemeinwesen-
arbeit, tätig und arbeitet ehrenamtlich als Vorsitzende im „Verband für sozial-kulturelle Arbeit
– Landesverband NRW“ mit. 

Bernd Giesecke ist seit 10 Jahren im „Bürgerschaftshaus Bocklemünd e.V.“, einem Kölner Bürger-
zentrum, tätig und arbeitet ehrenamtlich seit Gründung des „Verband für sozial-kulturelle Arbeit
– Landesverband NRW“ in unterschiedlichen Vorstandsfunktionen mit.

Anschrift: Verband für sozial-kulturelle Arbeit
– Landesverband NRW e.V. –
Slabystraße 11
50735 Köln
Tel.: 02 21 - 7 60 69 59
Fax: 02 21 - 9 76 29 72

Zur Autorin

Zum Autor
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Vernetzt gut drauf?

Anmerkungen aus der Bildungs- und Projektarbeit der Thomas-
Morus-Akademie Bensberg

Gregor Taxacher

Die hier dokumentierte Tagung war selbst das Ergebnis einer Vernetzung
recht unterschiedlicher Veranstalter. Neben dem Bundesjugendministerium,
dem Verband für sozial-kulturelle Arbeit und dem RegioNet saß die Thomas-
Morus-Akademie Bensberg mit im Boot. Aus der Sicht und Erfahrung von de-
ren Arbeit möchte ich einige Anmerkungen zu Vernetzung als Qualitätsfak-
tor machen. Ich beziehe mich dabei zum einen auf unser „tägliches Brot“,
die Konzeption von Bildungsveranstaltungen, zum anderen auf unsere Mit-
arbeit bei „Gut drauf“, einer Jugendaktion zur Gesundheitsförderung.

Als katholische Akademie im Erzbistum Köln und Institution der Weiterbil-
dung funktioniert unser Veranstaltungsprogramm nur durch eine Vielzahl
von Kooperationen mit ganz unterschiedlichen Partnern, mit denen wir eine
originale Begegnung mit gesellschaftlichen, kulturellen, sozialen, politischen
und ökologischen Themen ermöglichen können. „Bildungsarbeit“ gewinnt
ihre Qualität aus Originalität: aus der Begegnung mit Personen, die für ein
Thema einstehen, in der Präsenz „vor Ort“, durch Informationen aus erster
Hand und Gespräche zwischen unterschiedlichen Fächern, Meinungen, Per-
spektiven. Deshalb arbeitet die Akademie ständig in einem Netzwerk von
Kontakten. Wir suchen nicht einfach Referentinnen und Referenten für unse-
re Veranstaltungen, sondern suchen auch Partner, mit denen sich bestimm-
te Fragen öffentlich machen lassen. Die konkrete Arbeitsteilung muß dabei
stets neu balanciert werden, sieht unterschiedlich aus mit einem Ministerium
oder einem Verein, einer Universität oder einem Unternehmen. Vernetzung
ist in solcher Bildungsarbeit also kein Patentrezept, sondern eine Arbeits-
weise.

In das Boot der hier dokumentierten Vernetzungstagung kam die Akademie
allerdings von einem speziellen Projekt aus, an dem sie mit mehreren Ko-
operationspartnern im Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung, Köln, beteiligt ist: Die Jugendaktion „Gut drauf“ sucht nach zeit-
gemäßen Wegen, Jugendlichen gesundheitsfördernden Umgang mit Bewe-
gung, Entspannung und Ernährung zu vermitteln. Vernetzung umfaßt bei
„Gut drauf“ sowohl, was die Träger und Partner der Aktion, ihre Arbeitsbe-
reiche, als auch, was ihre Themen und Inhalte angeht. Und der Zusammen-
hang dieser beiden Seiten scheint mir wichtig genug, um ihn in die Diskus-
sion um einen angemessenen Vernetzungsbegriff einzubringen:
– „Gut drauf“ sucht Jugendliche und Multiplikatoren der Jugendarbeit in so
unterschiedlichen Bereichen und Situationen anzusprechen wie in den kom-
munalen Jugendfreizeiteinrichtungen, auf Reisen, im Sportverein und in der
Schule. (Letztere war das Projektfeld der Akademie.) Für diese Felder wurden
seit 1993 zunächst je eigene Konzepte entwickelt. Im Verlauf der Modellpro-
jekte und Seminarangebote haben sich jedoch seither immer mehr Über-

Qs 10-RZ  10.05.1999 18:34 Uhr  Seite 65



schneidungen ergeben: So beraten Fachleute aus dem Jugendreise- und Be-
herbergungsbereich Lehrerinnen und Lehrer zur (Selbst-)Verpflegung auf
Klassenfahrten, Schulen stellen ihre Möglichkeiten für die Vorbereitung eines
Abenteuercamps des Jugendhauses zur Verfügung, Fragestellungen wie die
nach jugendgerechter Raumgestaltung werden im Vereinsheim, im Schulge-
bäude, im Jugendhaus, in der Jugendherberge und im Ferienclub praktisch
durchgespielt und verglichen.
– Die Aktion trägt den Untertitel: „Bewegen, entspannen, essen – aber wie!“
Darin sind drei thematische Bereiche zusammengestellt, die in der gängigen
Prävention eine bedeutende Rolle spielen, meist jedoch getrennt von einan-
der als jeweils eigene Schwerpunkte behandelt werden. Vernetzung heißt
auf dieser inhaltlichen Ebene Integration: Was bedeutet entspanntes Essen,
was hat Bewegung mit Streßregulation zu tun? – und vor allem: Welche Rah-
menbedingungen tragen dazu bei, den Zusammenhang von Bewegung,
Entspannung und Ernährung erlebbar zu machen? – Rahmenbedingungen,
die wiederum mit dem Alltag in Schule, Jugendhaus, Verein zu tun haben.
Fazit hier: Die personelle und institutionelle Vernetzung der beteiligten Be-
reiche und Partner dient in der Jugendaktion „Gut drauf“ dazu, bestimmte
Themen untereinander und in die Lebenswelt(en) von Jugendlichen zu inte-
grieren. Ohne die vernetzte Projektstruktur wäre die inhaltliche Komplexität
nicht zu erreichen und zu vermitteln. Deshalb ist Vernetzung in diesem Pro-
jekt ein unabdingbares Qualitätskriterium. Ein Patentrezept ist sie deshalb
auch hier nicht: „Gut drauf“ ist durch den skizzierten Anspruch auch ein
recht kompliziertes Projekt geworden. Das bringt strukturelle Reibungsverlu-
ste. Das erfordert ein inhaltliches Niveau, das nicht bei jeder Aktion glei-
chermaßen gehalten wird. Und manchmal denkt man sich überanstrengt, ob
es nicht auch etwas übersichtlicher ginge. Vernetzung von Inhalten und von
Strukturen verlangt von allen Beteiligten – gerade von den „Spezialisten“ –
die Einsicht, daß das geknüpfte Ganze nur durch Zusammenarbeit möglich
wurde und daß es mehr ist, als jenes eigene, das man allein, „unter seines-
gleichen“ vielleicht besser oder leichter hingekriegt hätte.

Vernetzung in meinen beiden Erfahrungsbereichen – der Bildungs– und der
Projektarbeit – ist also mehr als eine arbeitsteilige Kooperation. Vernetzung
setzt voraus, daß die strukturelle Zusammenarbeit den Anforderungen kom-
plexer Inhalte, Ziele oder Zielgruppen entspricht. Dies möchte ich als Kriteri-
um dafür vorschlagen, wann Vernetzung als ein Instrument der Qualitätssi-
cherung angesehen werden kann – und nicht nur als eines der Sparpolitik
oder der Arbeitserleichterung. Dieses Kriterium des Zusammenstimmens in-
haltlicher und struktureller Vernetzung setzt voraus, daß gerade die Zusam-
menarbeit von verschiedenartigen Institutionen und unterschiedlichen Per-
sonen sinnvoll ist. Vernetzung ist keine Additionsaufgabe, sondern eine des
Multiplizierens durch Teilen!
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Zum Autor Dr. Gregor Taxacher ist Theologe und Referent bei der Thomas-Morus-Akademie Bensberg.

Anschrift: Dr. Gregor Taxacher
Thomas-Morus-Akademie
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Datenbank für 
Projekte der Selbstevaluation

Wenn man eine Selbstevaluation plant, ist es hilfreich, sich

bei Gleichgesinnten zu informieren:

• Welche Untersuchungen wurden schon einmal in 

welchem Arbeitsfeld mit welchen Zielsetzungen und 

Fragestellungen durchgeführt? 

• Welche Untersuchungsverfahren wurden schon 

entwickelt? 

• Welche Ergebnisse wurden erzielt?

Es gibt inzwischen eine große Anzahl solcher Projektbe-

reiche. Die wenigsten werden in Büchern oder Fachzeit-

schriften veröffentlicht; es ist also ein Glücksfall, wenn man

auf solche Berichte stößt. Eine Datenbank, die kurz und

knapp diese und einige andere Informationen zusammen-

faßt und beispielhafte Erhebungsbögen dokumentiert, er-

stellt Prof. Dr. Hiltrud v. Spiegel, Fachhochschule Münster.

Sie wird voraussichtlich im Jahre 1999 in Diskettenform im

Lambertus-Verlag veröffentlicht und ständig aktualisiert.

Wer also eine Selbstevaluation durchgeführt hat und

wünscht, daß diese in die Datenbank aufgenommen wird,

sollte die Dokumentation an folgende Adresse senden:

Prof. Dr. Hiltrud v. Spiegel 
Engershauser Straße 14
32361 Preußisch Oldendorf
Tel.: 0 57 42 - 92 06 38
Fax: 0 57 42 - 65 96
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